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Werkvertrag zum Erfolgscontracting


MUSTER  

ZUM  

ERFOLGSCONTRACTING – VERTRAG

Dieses Dokument ist die Anlage A3 zur Broschüre

Das Konzept Erfolgscontracting,

ein Verfahren mit funktionaler Ausschreibung von Bau und Betrieb gebäudetechnischer Anlagen in öffentlichen Gebäuden

Die Broschüre selbst kann unter www.naerco.de heruntergeladen werden.

Vorwort zu diesem Mustervertrag

Dieser Mustervertrag nennt die allgemeinen Vertragsthemen, welche für ein Erfolgscontracting zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer (Dienstleister) vereinbart werden sollten. Spezielle, auf das Vertragsobjekt bezogene Vereinbarungen sind individuell zu ergänzen.

Der Mustervertrag ist so aufgebaut, dass er als Vorlage für einen Erfolgscontracting-Vertrag genutzt werden kann. 
Rechtlich verbindlich wird ein aus dieser Vorlage resultierendes Vertragswerk erst durch eine juristische Prüfung im Einzelfall.
Blau unterlegte Erklärungen helfen bei der Umsetzung dieses Musters in einen verbindlichen Vertragstext.

In blauer Schrift hervorgehoben sind Textstellen, welche im Einzelfall und individuell ergänzt werden müssen oder anzupassen sind. 
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Werkvertrag zum Erfolgscontracting

zwischen dem  >>Auftraggeber<<
vertreten durch das: 


· nachstehend AG (Auftraggeber) genannt

und der Firma

vertreten durch:

· nachstehend AN (Auftragnehmer) genannt
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§ 1. Präambel und Vertragsstruktur

Der AG plant die gebäudetechnische Sanierung der Gebäudehülle sowie die bauliche Erweiterung des Gebäudes [Vertragsobjekt] und überträgt dem AN die Sanierung, Instandhaltung und Betriebsführung haustechnischer Anlagen auf der Grundlage dieses Vertrages. 

Diesem Vertrag liegt das Modell des Erfolgscontracting zugrunde. Damit gibt der Dienstleister die Garantie einer Qualitätssicherung sowohl während der Planungs- und der Bauphase als auch für die nachfolgende Zeit der Betriebsführung. Die Qualität wird gemessen an der Einhaltung definierter Parameter:

1.
Endenergieverbräuche für jeden Energieträger als Maximalwert (( § 10), 

2.
CO2-Emissionen, welche durch die Energieversorgung des Gebäudes verursacht werden (( § 12.5), und

3.
Güte des Raumklimas im Gebäude:  Rauminnentemperaturen, [CO2-Konzentrationen], Beleuchtungsstärke, Schallpegel (( § 11).
§ 1 - 1
Gebäudetechnische Sanierung und Neubauten am Gebäude [Vertragsobjekt]
Gemäß dem als Anlage 3 diesem Vertrag angefügten Bauzeitenplan wird das Gebäude [Vertragsobjekt] in den Jahren [Jahr] bis [Jahr] gebäudetechnisch saniert und [ggf. um Bauteile ergänzt.]
Sämtliche Hochbauleistungen werden durch den [AG] geplant und ausgeführt, dieser wird in der Planungs- und Bauphase vertreten durch [Name des Vertreters].

§ 1 - 2
Das Referenzsystem

Für die Ausschreibung der hier vereinbarten Leistungen bildet das Referenzsystem die vom AG gewählte energetische Qualität des Gebäudes und die vorausgewählte Anlagenkonfiguration ab. 

Die Ausschreibungsunterlagen definieren auch die Parameter und Berechnungsverfahren, mit deren Hilfe die Zielwerte des Referenzsystems für Endenergieverbräuche, CO2-Emssionen und Qualität des Raumklimas im Vertragsobjekt ermittelt wurden.

Gegenstand dieses Vertrages und seiner Anlagen ist das im Zuge des Verhandlungsverfahrens verhandelte und ggf. modifizierte Referenzsystem. 

§ 1 - 3
Leistungen des  AN im Überblick

Die in diesem Vertrag spezifizierten Ziele und Qualitäten (Endenergieverbrauch CO2-Emissionen, Kriterien für die Bewertung der Qualität des Raumklimas) sind vom AN durch Planung, Installation und Betrieb haustechnischer Anlagen zu erreichen.

Diese Leistungen des AN untergliedern sich, wie das Leistungsbild in Anlage 2.1 zeigt, in einzelne Gewerke. Insbesondere übernimmt der AN die folgenden Aufgaben:

· Funktionserhalt, Betriebsführung und Wartung vorhandener Anlagen der Heizungs- und Lüftungstechnik (Altanlagen) bis zu deren Stilllegung infolge der Installation neuer Anlagen, 

· Modernisierung  der zur Energieversorgung zählenden haustechnischen Anlagen (Heizungstechnik, Beleuchtungstechnik (gemäß Anlage 2), Lüftungstechnik und zugehörige Gebäudeleittechnik) in den bereits vorhandenen Gebäudeteilen durch Planung und Installation der notwendigen Ein- und Umbauten,

· Neuinstallation der zur Energieversorgung, der MSR-Technik und zur Lüftungstechnik zählenden haustechnischen Anlagen durch Planung und Einbau der Anlagen,

· Betriebsführung aller neu installierten und dauerhaft übernommenen haustechnischen Anlagen im Vertragsobjekt und Erfassung der Energieverbräuche in dem Gebäude unter besonderer Berücksichtigung der Ziele des Erfolgscontracting,

· Instandhaltung aller haustechnischen Anlagen
während der gesamten Vertragslaufzeit mit 

· Inspektion,

· Wartung,

· Instandsetzung und

· Dokumentation der Instandhaltung

· Garantie der vertraglich festgelegten maximalen Endenergieverbräuche und Qualitäten des Raumklimas sowie der Beleuchtung in den Räumen des Vertragsobjektes,

· Übergabe der Anlagentechnik nach Vertragsende. 

Der AN führt auf Grundlage eigener Planungen die entsprechenden Maßnahmen zur gebäudetechnischen Sanierung, Modernisierung und Neuinstallation selbst durch bzw. wird diese veranlassen. Parallel übernimmt er mit Vertragsbeginn die Betriebsführung vorhandener haustechnischer Einrichtungen. 
Nach Abschluss der Installationen durch den AN und Abnahme der Anlagen durch den AG übernimmt der AN Zug um Zug auch die Betriebsführung und Instandhaltung aller neu installierten haustechnischen Anlagen und garantiert die Einhaltung der Endenergieverbrauchswerte im Vertragsobjekt. 

Insoweit haftet der AN für den Erfolg der Maßnahmen zur gebäudetechnischen Sanierung, Modernisierung und Neuinstallation.

Der AN übernimmt die Garantie dafür, dass 

· die tatsächlichen Verbräuche nach Bereinigung die vereinbarten Höchstwerte für den Endenergieverbrauch nicht überschritten werden bzw. die daraus resultierenden Mehrkosten von ihm getragen werden (in diesem Fall übernimmt der AN die unselbständige Garantie)

· die vereinbarten jährlichen CO2-Emissionen durch den Energieverbrauch des Gebäudes nicht überschritten werden und 

· bei Abweichungen von den vereinbarten Werten für die Qualität des Raumklimas eine Nachbesserung auf seine Kosten erfolgt.

Die Übernahme des wirtschaftlichen Risikos durch den AN bedeutet Einstehen des AN dafür, dass sich mit seinen Investitionen die maximal zulässigen Endenergieverbräuche und CO2-Emissionen realisieren und die Kriterien an die beschriebene Qualität des Raumklimas im Vertragsobjekt erfüllen lassen und er im Falle von Mängeln neben der Beseitigung des Mangels dem AG so Ausgleich in Geld leistet, als seien die vereinbarten Endenergieverbräuche tatsächlich eingetreten bzw. seine Unannehmlichkeiten entschädigt.

Im dem Falle, dass die vertraglich vereinbarten Leistungen nicht erfüllt werden, sind zum Beispiel Pönalen (( § 12) vorgesehen.

§ 1 - 4
Allgemeine Verpflichtungen des AN

Der AN übernimmt im Rahmen seiner Leistungspflichten nach diesem Vertrag alle sich aus der Neuinstallation, der Modernisierung, der Betriebsführung, dem Funktionserhalt und der Instandhaltung des Vertragsgegenstandes, einschließlich der erforderlichen, durch ihn zu erbringenden Planungsleistungen, ergebenden Risiken, soweit in den nachfolgenden Vorschriften nicht ausdrücklich eine andere Risikoverteilung vorgesehen ist. 

Zum Leistungsumfang gehören sämtliche Leistungen, die im Rahmen der vertraglich vereinbarten Leistungen und Leistungsziele für die vollständige, funktionsgerechte und betriebsbereite Ausführung erforderlich sind, auch wenn sie detailliert in diesen Vertragsunterlagen nicht näher genannt sind. 

Diese Risikoübernahme durch den AN ergibt sich aus der Tatsache, dass er im Rahmen des Vergabeverfahrens ausreichend Gelegenheit hatte, die vom AG zur Verfügung gestellten Planungsunterlagen für seine Angebotslegung zu prüfen und zu hinterfragen. Sie ergibt sich des Weiteren daraus, dass der AN gerade im Rahmen des Verhandlungsverfahrens die Aufgabe hatte, aufbauend aus der den Ausschreibungsunterlagen beigefügten Planung, eine Lösung näher zu erarbeiten und insbesondere weiterführende Planungsleistungen zu übernehmen. Die Risikoübernahme gilt insbesondere in dem Falle, in dem der Auftragnehmer eine alternative Lösung im Rahmen eines Nebenangebotes abgegeben hat und dieses Nebenangebot Grundlage der vertraglichen Vereinbarung ist.

Der AN stellt sicher, dass alle anwendbaren gesetzlichen und sonstigen anwendbaren Rechtsvorschriften von ihm befolgt werden. Der AN verpflichtet sich, den AG zu unterstützen bei der Einholung projektbezogene Genehmigungen oder der Beantwortung behördlicher Anfragen, den Vertragsgegenstand betreffend.

Die technischen Anlagen sind gemäß dem aktuellen Stand der gesetzlichen Vorschriften zu erhalten. Mehr- oder Minderaufwendungen aus gesetzlichen Verpflichtungen, welche nach Vertragsbeginn entstehen, können von den Vertragsparteien schriftlich zur Nachverhandlung gebracht werden.

§ 1 - 5
Begriffsbestimmungen

Die Erklärungen zu den in diesem Vertrag verwendeten Begriffen enthält die Anlage 8.

§ 2. Vertragsobjekt, Vertragsgegenstand, 
Vertragsbestandteile

§ 2 - 1
Vertragsobjekt

Vertragsobjekt ist das Gebäude , [Name, Straße, Haus Nr., Ort], auch dargestellt in Anlage 1. 

§ 2 - 2
Vertragsgegenstand

Das Erfolgscontracting gliedert sich in:

1.
Übernahme der funktionserhaltenden Betriebsführung für die vorhandenen Anlagen der Heizungs- und Lüftungstechnik (Altanlagen) bis zu deren schrittweisen Rückbau (§8-1)

2.
Planung und Installation der neuen technischen Anlagen durch den AN (§ 6),

3.
Abnahme der neuen Anlagen durch den AG (§ 7) und

4.
Betriebsführung der neuen Anlagen und der dauerhaft übernommenen Altanlagen der Heizungs-, Lüftungs-, und Beleuchtungstechnik mit zugehöriger Gebäudeleittechnik durch den AN mit Übernahme der Instandhaltungspflichten und Instandsetzung .inkl. Ersatzsatzinvestitionen) sowie Einhaltung garantierter Endenergieverbräuche und Bedingungen für die Qualität des Raumklimas im Vertragsobjekt (§ 11).

Alle Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprechen, nähere Anforderungen nennt die Anlage 2 zu diesem Vertrag. 

Die Leistungsanforderungen an den AN werden durch die Sachkunde des AG nicht gemindert.

§ 2 - 3
Anlagen und Vertragsbestandteile

Alle diesem Vertrag beigefügten Anlagen nebst deren Anhängen sind Vertragsbestandteile.

Sollte dieser Vertrag, seine Anlagen (inkl. deren Anhänge) oder die ihm vorausgegangenen Ausschreibungsunterlagen widersprüchliche Angaben enthalten, gelten in folgender Reihenfolge:

-
dieser Vertrag

-
seine Anlagen 1 - 3 und 5 - 10

-
die Hinweise zur Ausschreibung

-
das nach dem Verhandlungsverfahren präzisierte, letzte Angebot des AN vom [Datum] (Anlage 4)

-
die VOB/B, soweit Bauleistungen erbracht werden und die Besonderheiten des Erfolgscontracting eine Anwendung der VOB/B zulassen. Über § 1 Abs. 1 Satz 2 VOB/B wird auch die VOB/C Vertragsbestandteil (Allgemeine technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen-ATV).

Die Abschlussvertreter des AG und des AN sowie die in § 3 genannten Projektverantwortlichen sind nicht bevollmächtigt, durch mündliche Zusatzvereinbarungen vom Inhalt dieses Vertrags nebst seiner Anlagen abzuweichen. Nur schriftliche Vereinbarungen sind für den AG bzw. den AN rechtsverbindlich. 

Allgemeine Formblätter der ausschreibenden Behörde zu Ausschreibung, Vergabe und Vertrag werden in Anlage 7 angefügt

§ 3. Projektverantwortliche und Zustellungen

Vertragspartner ist [Behörde], vertreten durch [Behördenvertreter] als Auftragsgeber. Projektverantwortliche des AG und des AN für sämtliche diesen Vertrag betreffenden Angelegenheiten sind:

Für den AG:

	
	[Behörde]

	Name:
	

	Telefon (Durchwahl):
	

	E-Mail:
	

	Name:
	

	Telefon (Durchwahl):
	

	E-Mail:
	


Für den AN:

	Name:
	

	Telefon (Durchwahl):
	

	E-Mail:
	

	Name:
	

	Telefon (Durchwahl):
	

	E-Mail: 
	


ggf. sind hier noch abweichende Zustelladressen von AG und AN einzufügen

Die Projektverantwortlichen sind bevollmächtigt, den AG bzw. AN unter Einhaltung der gesetzlichen Vertretungsvorschriften in allen Angelegenheiten dieses Vertrags rechtsgeschäftlich unter Wahrung der Schriftform zu vertreten. Die Vollmacht umfasst auch das Recht zur Änderung oder Ergänzung dieses Vertrags.

Es wird vereinbart, dass rechtswirksame außergerichtliche Zustellungen nur über die nachgenannten Anschriften möglich sind. Zustellungen über andere Anschriften der Partner sind nicht rechtswirksam. 

§ 4. Erfüllungsgehilfen, Übernahme von Personal

AG und AN sind berechtigt, geeignete Dritte als Subunternehmer und Erfüllungsgehilfen mit der Durchführung einzelner Leistungen zu beauftragen. 

Mit der Übernahme der in diesem Vertrag beschriebenen Leistungen durch den AN verbindet sich keine Übernahme von Betriebspersonal oder sonstigen Mitarbeitern des AG durch den AN; auch stellt der AG kein Personal für die hier beschriebenen Aufgaben des AN zur Verfügung.

§ 5. Prüfung und Bestätigung der Vorplanungen und der Verbrauchswerte

Dem AN ist im Rahmen des Vergabeverfahrens / Verhandlungsverfahrens vor seiner Angebotsabgabe ausreichend Gelegenheit zur Prüfung der Vorplanungen des AG , die Gegenstand der Ausschreibungsunterlagen waren, gegeben worden. Darüber hinaus gab es Gelegenheit, sich in der sich daran anschließenden Verhandlungsphase bis zum Vertragsabschluss mit der Vorplanung des AG zu beschäftigen. Eine Überprüfungsnotwendigkeit der Vorplanungen mit den örtlichen Gegebenheiten bestand für den AN allerdings nicht. Er hatte nur die Vorplanungen des AG selbst auf Stimmigkeit und Richtigkeit in sich durch zu sehen und zu prüfen. Unter dieser Maßgabe bestätigt der AN mit Vertragsabschluss die Richtigkeit der von ihm insoweit geprüften Vorplanungen des AG mit ihren Ergebnissen und Daten für das Vertragsobjekt. Sie sind Grundlage dieses Vertrages.

Der AN bestätigt mit Vertragsabschluss die Richtigkeit der von ihm geprüften Vorplanungen des AG mit ihren Ergebnissen und Daten für das Vertragsobjekt. Sie sind Grundlage dieses Vertrages. 

Im Einzelnen vom AN geprüft und bestätigt wurden:

-
die Vorplanungsunterlagen hinsichtlich der technischen Anlagedaten (Leistungen, Komponentengrößen, Luftmengen, Funktionalität, Qualitäten) zur Erzielung der in diesem Vertrag vereinbarten Garantien,

-
die Vollständigkeit der Anlagenkomponenten nach technischen Erfordernissen und Ausstattungswünschen des AG,

-   die Rechengänge für die Ermittlung der Verbrauchswerte und

-   die Endenergieverbrauchswerte

unter den in den Unterlagen genannten Voraussetzungen der Nutzung, der baulichen Qualität des Vertragsobjektes sowie des gewählten Referenzsystems für die Anlagentechnik.

Mit dieser Bestätigung haben beide Vertragspartner eine anerkannte Rechengrundlage und Ausgangswerte für die vom AN zu garantierenden Endenergieverbräuche, CO2-Emissionen  und Werte für die Qualität des Raumklimas.

Nach der Bestätigung der Vorplanung durch den AN kann diese nur nach Abstimmung der Vertragspartner geändert werden. Änderungen bedürfen der Schriftform.

Mit der Prüfung und Bestätigung der Vorplanung verbindet sich damit auch eine Bestätigung der in diesem Vertrag vereinbarten und in Anlage 5 dargestellten Berechnungsverfahren.

§ 5 - 1
Grundlage der Vorplanungsprüfung 

Grundlage für die Prüfung der Vorplanungen zur gebäudetechnischen Sanierung des [Gebäude] sind die in den Anlagen 2, 5 und 6 enthaltenen Unterlagen und Berechnungen mit

· den Daten und Planungen zum Vertragsobjekt (Anlage 2), 

· den Primär- und Endenergieverbrauchswerten, inkl. der zugehörigen Rechnungen mit Ausgangsdaten sowie Annahmen (Anlage 5) und

· den Kriterien für die Qualität des Raumklimas (Anlage 6).

§ 5 - 2
Ausführung der Vorplanungsprüfung und Bestätigung der Verbrauchswerte 

Der AN hat die prognostizierten Endenergieverbräuche im Vertragsobjekt für jeden Energieträger [z.B. Fernwärme, Heizöl EL, Erdgas, Biomethan, Holzhackschnitzel, Holzpellets, elektrische Energie, Solarthermie, Photovoltaik] und die angegebene Nutzungen des Objektes (Anlage 5) geprüft und bestätigt dies.

Die ebenfalls in Anlage 5 gemachten Angaben zum Endenergieverbrauch und zugehörigen CO2-Emissionen ergeben sich aus 

-
der Raumnutzung,

-
den Nutzungszeiten der Räume,

-
den baulichen Gegebenheiten,

-
den geplanten Maßnahmen des AG zur gebäudetechnischen Sanierung (Anlage 2 und Hinweise zur Ausschreibung), 

-
den gewählten Energieträgern (hier: [z.B. Strom und Wärme aus dezentraler Kraft-Wärme-Kopplung, zuzüglich Spitzenlast elektrischer Energie aus dem öffentlichen Netz] und

-
der Installation der im aufgeschlüsselten Angebot beschriebenen Anlagen in der Mindestqualität des Referenzsystems durch den AN. 

§ 6. Planungen, Installationen und Koordination in der Bauphase durch den AN 

Dem AN obliegt die Planung, Neuinstallation und Modernisierung aller im Leistungsbild der Anlage 2 genannten Anlagen zur haustechnischen Versorgung des Vertragsobjektes (Heizungsanlage, Lüftungsanlagen, Beleuchtungsanlage) mit allen Wärmeübertragern, Armaturen, Sicherheitsbauteilen und Einrichtungen der Mess-, Steuer- und Regeltechnik (MSR) sowie der Gebäudeleittechnik (GLT). 

Dabei insbesondere zu beachten sind die funktionalen Leistungsbeschreibungen in Anlage 2. Die Arbeiten umfassen auch Demontagen und fachgerechte Entsorgung vorhandener Altanlagen, die nicht mehr benötigt werden.

§ 6 - 1
Planungen des AN

Der AN verpflichtet sich, alle für den Bau, den Betrieb, die Instandhaltung, die Erfüllung der Garantieleistungen und notwendige Ersatzinvestitionen im Vertragsobjekt nach diesem Vertrag erforderlichen Planungsleistungen zu erbringen. 

Der AN ist verpflichtet, alle während des Vertragszeitraumes erforderlichen Planungsleistungen so rechtzeitig zu erbringen, wie dies für einen reibungslosen und verkehrssicheren Betrieb und eine ordnungsgemäße Erhaltung des Vertragsobjektes nach Maßgabe dieses Vertrages erforderlich ist. 

Für erbrachte oder nach diesem Vertrag noch zu erbringende Planungsleistungen trägt der AN in vollem Umfang das Risiko von Planungsfehlern. Dies gilt auch für die Bestätigung der Vorplanung nach § 5 dieses Vertrages.

Bei sämtlichen Planungen sind die technischen und vertraglichen Grundlagen für die Planung, Ausführung und die Übergabe der Anlagen, welche in den funktionalen Leistungsbeschreibungen aufgeführt werden, zu berücksichtigen.

Der AG erwirbt sämtliche Nutzungs- und Verwertungsrechte an den Planungsleistungen und Auswertungen des AN soweit sie zum Betrieb der Anlagen erforderlich sind. Eine gesonderte Vergütung erhält der AN hierfür nicht. 

§ 6 – 1.1
Obligatorische technische Maßnahmen 

Durch den AG werden nachfolgend genannte technische Maßnahmen als Pflichtmaßnahmen vorgegeben, die vom AN obligatorisch umzusetzen sind: 

-
Einbau von Zählern für die verbrauchte Heizenergie des [Gebäudes] sowie für die zentralen Lüftungsgeräte. Technische Anforderungen an die Zähler richten sich nach DIN 1434 Klasse 2 und den Einbauvorschriften der Zähler, weitere Spezifikationen nennt die Anlage 2 zu diesem Vertrag.

-
Einbau einer Wasseruhr und eines separaten Wärmemengenzählers zur Erfassung des Wärmeverbrauches für die Warmwasserbereitung (inkl. Zirkulationsverluste) in [Gebäudeteil] 

-
Einbau von Stromzählern. Vom AN sind die Zähler auf die Gebäudeautomation zur Erfassung, Überwachung und Auswertung des Stromverbrauches aufzuschalten,

· Zähler sind geplant:

· in [Messorte] (Gesamtverbrauch) und zur Erfassung der elektrischen Hilfsenergie in [Messorte]
· in der Heizzentrale (Pumpen) und

· in den zentralen Lüftungsgeräten (Ventilatoren, Wärmerückgewinnung)

· …………,

Messorte präzisieren und ggf. technische Vorgaben zu Stromzählern ergänzen.

-
Planung, Durchführung und Nachweis einer hydraulischen Optimierung wasserführender Leitungssysteme (Heizung, Warmwasserzirkulation, etc.)

-
Einbau eines Gebäudeautomationssystems, inkl. Einzelraumregelung 
-
Aufbereitung der Messdaten der Gebäudeleittechnik und PC-Schnittstelle für den Auftraggeber zur Einsichtnahme in diese Daten,

-
Planung und Installation einer Einzelraumregelung für Aufenthalts- und Büroräume mit allen in der funktionalen Ausschreibung (Anlage 2) geforderten Funktionen.

Für die vorstehenden Maßnahmen sind die in der Anlage 2 genannten Mindeststandards einzuhalten und zugehörige Beschreibungen zu liefern.

§ 6 - 2
Terminliche Koordination in der Bauphase

Der für die Vertragspartner verbindliche Bauzeitenplan findet sich in Anlage 3 zu diesem Vertrag.

Aus dem Bauzeitenplan ggf. resultierende Aufgaben oder terminliche Verpflichtungen sollten hier präzisiert werden.

§ 7. Abnahme, Gefahr- und Eigentumsübergang

Die hier empfohlenen Vereinbarungen zur Abnahme gehen in Teilen (z.B. Messprotokolle, Inbetriebnahmeprotokolle, funktionale Abnahme) über die VOB hinaus.

§ 7 - 1
Abnahme

Sämtliche Investitionen, alle Maßnahmen der gebäudetechnischen Sanierung und alle im Rahmen von Instandsetzungsmaßnahmen getätigten Investitionen des AN bedürfen, gleich, ob es sich um Bau-, Werk- oder sonstige Leistungen handelt, der Abnahme durch den AG. Es erfolgt stets eine förmliche Abnahme mit funktionaler Leistungsprüfung und Vollständigkeitsprüfung durch den AG innerhalb von 14 Werktagen nach Vorlage einer schriftlichen Fertigstellungsanzeige des AN.

Weitere Voraussetzungen für die Abnahme sind:

-
Vorlage der Inbetriebnahmeprotokolle mit den vom AN vorgenommenen Messprotokollen für jede abzunehmende Anlage und

-
bei Heizungsanlagen zusätzlich die Vorlage der Einregulierungsprotokolle mit Dokumentation aller Einstell- und Messwerte zu einem durchgeführten hydraulischen Abgleich zusammen mit der Fertigstellungsanzeige. 

Ergänzend gelten die Hinweise zur funktionalen Ausschreibung in Anlage 2 dieses Vertrages. Die fiktive oder konkludente Abnahme wird ausdrücklich ausgeschlossen.

Maßgebend für den jeweiligen Leistungsumfang sind dieser Vertrag sowie die in der funktionalen Leistungsbeschreibung (Anlage 2) und im aufgeschlüsselten Angebot der Anlage 4 festgelegten Leistungsinhalte.

Die Funktionsprüfung bei der Abnahme eines hydraulischen Abgleiches beinhaltet auch die Prüfung der Voreinstellungen von Heizkörperventilen, Regulier- und Messventilen sowie automatisch regulierender Strangregulierventile (Differenzdruckregelventile).

Hat der AN die Leistungen oder einen Teil der Leistungen im Rahmen der von ihm übernommenen Pflichten für die Betriebsführung in Benutzung genommen, so ist hierin keine Abnahme durch den AG zu sehen.

Analog sollten, bei größeren Bauvorhaben, Teilabnahmen vereinbart werden, Textvorschlag:

Entsprechend dem Baufortschritt können zwischen dem AG und dem AN Teilabnahmen vereinbart werden. Sie betreffen in sich abgeschlossene Anlagen oder Teile davon und unterscheiden sich von den Endabnahmen, welche die komplette Abnahme aller im Vertragsgebäude in einem Bauteil vom AN installierten Anlagen zum Inhalt haben.

Die Teilabnahme stellt lediglich fest, dass die Teilleistung ordnungsgemäß erbracht worden ist. Der Projekterfolg, d.h. die Gesamtfunktionalität des Gewerkes wird erst mit der Endabnahme eines Bauteils festgestellt. Die Erfüllung des Vertrages richtet sich ausschließlich danach, ob das Gesamtsystem eines Bauteils mangelfrei und, wie vertraglich vereinbart, erstellt wird.

Die Teilabnahmen beziehen sich lediglich auf die erbrachten Investitionen hinsichtlich der Bauleistungen und berühren nicht die Garantieversprechen bezüglich der Verbrauchswerte und Kriterien für die Bewertung der Qualität des Raumklimas.

§ 7 - 2
Eigentumsübertrag

Der Eigentumsübergang kann zu einem anderen Zeitpunkt vereinbart werden, z.B. Vertragsende, wenn die Investitionen durch den AN vorfinanziert werden.

Die technischen Anlagen, die der AN im Wege von Investitionen oder Maßnahmen der gebäudetechnischen Sanierung in das Vertragsobjekt einbringt, gehen spätestens mit Abnahme der Leistung in das Eigentum des AG über.

§ 8. Anlagenbetrieb durch den AN

Pflichten des AN in Zusammenhang mit dem Betrieb der Anlagen werden in der Anlage 10 genannt. Sie gliedern sich in die Punkte:

· Funktionserhalt, Betriebsführung und Wartung vorhandener Altanlagen

· Betriebsführung neuer Anlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen durch den AN

· Inhalte der Betriebsführung

· Instandhaltung

· Schnittstellen für die Instandhaltung

· Monitoring und Weitergabe der Energieverbräuche und Messdaten

· Schulungen und Know-how-Transfer

§ 9. Mitwirkungspflichten des AG

Der AG stellt – soweit erforderlich auch gegenüber den Nutzern des Vertragsobjekts – sicher und trägt Sorge dafür,

· dass die vom AN an den Anlagen mit energierelevanter Funktion vorgenommenen Einstellungen und Installationen nicht geändert werden,

· dass dem AN alle zur Leistungsbewirkung erforderlichen Auskünfte erteilt sowie Unterlagen überlassen werden und dass der AN im Rahmen der bei ihm betriebsüblichen Arbeitszeiten [Nennung der Arbeitszeiten, z.B. an Werktagen, Montag bis Freitag 7:30 Uhr bis 16:30 Uhr)] Zutritt zum Vertragsobjekt hat. Das Zutrittsrecht erfolgt nach Absprache und hat zur Voraussetzung, dass die Nutzung des Vertragsobjektes nicht gestört wird. Es erstreckt sich auch auf Dritte im Sinne des § 4,

· dass dem AN jede Änderung der Nutzungsvoraussetzungen des Vertragsobjekts rechtzeitig vor deren Realisierung schriftlich mitgeteilt wird,

· dass Installationen des AN, soweit möglich, in verschlossenen Räumen gehalten werden und Dritte (auch AG und Nutzer), die nicht vom AN schriftlich autorisiert sind, keinen Zugriff auf solche Anlagen erhalten. 

§ 9 - 1
Bauunterhaltungsmaßnahmen im Hochbau 
Bauliche Unterhaltungsmaßnahmen, den Hochbau und die Hüllflächen der Bauteile betreffend, veranlasst und trägt der AG während der gesamten Dauer des Vertrages. Die Parteien gehen davon aus, dass der AN das Vertragsobjekt bezüglich energierelevanter Funktion bei Übernahme der Betriebsführung für die Neuanlagen so übernimmt, wie es ausweislich der Energieverbrauchsrechnungen zur gebäudetechnischen Sanierung der Gebäudehülle, Anlagen 5, geplant ist. 

Diesen Zustand hat der AG bis Vertragsende zu erhalten.

Bauliche Unterhaltungsmaßnahmen im hier verstandenen Sinn sind daher alle baulichen und sonstigen Maßnahmen an Bauteilen, die der AG im vorgenannten Zeitraum auf eigene Rechnung und Kosten zur Erhaltung des Zustandes nach gebäudetechnischer Sanierung der Gebäudehülle aufzuwenden hat. 

§ 9 - 2
Modernisierungsmaßnahmen des AG

Dem AG bleibt es unbenommen, am Vertragsobjekt über die reine Bauunterhaltung im Sinne des § 9-1 hinausgehende Modernisierungsmaßnahmen oder Neubauten durchzuführen. Dabei ist jedoch auf die Belange des AN Rücksicht zu nehmen. Die Modernisierungs- oder Neubaumaßnahmen sollen den AN nicht benachteiligen. 

Der AG wird den AN rechtzeitig über diesbezügliche Planungen informieren, so dass der AN einbezogen und eine Eigenfinanzierung von Energiespareffekten vorschlagen kann, so dass die eintretenden Energiespareffekte voll zugunsten des AN zu berücksichtigen sind. In der Vereinbarung über die Finanzierung ist auch eine Regelung darüber zu treffen, ob und wieweit eine Anpassung der maximalen Verbräuche oder der Vergütungsregelung erforderlich ist.

Finanziert der AG die Modernisierungsmaßnahme selbst, kommen ihm auch die damit einhergehenden Energiespareffekte zugute. Die Modernisierungsmaßnahme ist dann unter gebäudetechnischen Gesichtspunkten zu bewerten und bei der Berechnung der maximalen Verbräuche zu berücksichtigen.

Der AN kann aus vergaberechtlichen Gründen nicht verlangen, dass ihm Modernisierungsmaßnahmen unmittelbar zur Ausführung übertragen werden.

§ 9 - 3
Direkter Vertrag mit den Energielieferanten

Der Auftraggeber wird Vertragspartner der Energielieferanten und Netzbetreiber

Der AG wird, nach Information des AN, Verträge mit einem oder mehreren Energielieferanten oder Versorgungsunternehmen und ggf. zugehörige Netzbetreiberverträge oder Netzanschlussverträge abschließen und damit verbundene Kosten der Energieversorgung übernehmen.

Ein Wechsel des Energielieferanten kann zur Notwendigkeit der Anpassung von Garantieverpflichtungen führen.

§ 10. Einhaltung der Verbrauchswerte für Endenergie-Haftungsumfang und Rechenvorschriften

§ 10 - 1 
Einhaltung der Verbrauchswerte für Endenergie

Der AN garantiert ab der Endabnahme seiner Investitionen bis zum Vertragsende (§ 17-3), dass seine Planungen und Investitionen (§ 13-1) dazu führen, dass die in Anlage 5 beschriebenen Endenergie-Verbrauchswerte für jeden Energieträger (Heizenergie und elektrischer Strom) pro Abrechnungszeitraum (§13-3.3) nicht überschritten werden. 

Von dem Garantieversprechen ausgenommen ist [Eventualposition] …

§ 10 – 1.1 
Möglichkeit zur Korrektur der einzuhaltenden Verbrauchswerte für Endenergie

Für den Fall, dass sich die in Anlage 5 genannten Parameter zur Berechnung des Endenergieverbrauches während der Planung, des Baues oder des Betriebes der haustechnischen Anlagen ändern, kann aus diesen Gründen eine Anpassung der Garantiewerte von beiden Vertragspartnern verlangt werden. Diese Anpassung erfolgt mit Hilfe der bestätigten Berechnungsverfahren (Anlage 5).

§ 10 – 2
Korrektur gemessener Verbrauchswerte

Um die nach Ablauf einer Abrechnungsperiode die vom AN garantierten Endenergieverbräuche mit den an den Hauptzählern des Vertragsobjektes abgelesenen Verbräuchen vergleichen zu können, müssen diese nach den in Anlage 5 dargestellten Regeln bereinigt werden.

§ 10 – 3
Umfang der Garantiehaftung des AN beim Endenergieverbrauch

Die Einhaltung des Garantieversprechens und damit die Beurteilung der Frage, ob dem AG nach Maßgabe des § 12-1 ein Minderungsanspruch oder dem AN eine Nachzahlung zusteht, ist auf Grundlage der Abrechnungsunterlagen und gesondert für jeden Energieträger wie folgt zu ermitteln:

	
	Heizenergie


	Elektrischer Strom



	
	Endenergieverbrauch in MWh/a 
	Endenergieverbrauch in MWh/a 

	abzüglich
	Garantierter Endenergieverbrauch in MWh/a (Anlage 5)
	Garantierter Endenergieverbrauch in MWh/a (Anlage 5)

	=
	Differenzverbrauch des Abrechnungszeitraums in MWh/a 
	Differenzverbrauch des Abrechnungszeitraums in MWh/a 


Ist der Differenzverbrauch für jeden der Energieträger ( 0,00 MWh/a, hat der AN sein Garantieversprechen bezüglich des Endenergieverbrauches für den betreffenden Abrechnungszeitraum erfüllt. 

Ist der Differenzbetrag > 0, gilt § 12.1.

Ist der Differenzbetrag < 0, gilt § 13-4.

§ 11. Einhaltung der Qualitäten:
Garantieleistungen, Haftungsumfang und Ermittlungsgrundlagen

§ 11 - 1
Einhaltung von Kriterien für die Bewertung der Qualität des Raumklimas

Der AN garantiert mit der Endabnahme (§ 7) von ihm installierter Anlagentechnik und mit der Übernahme der Betriebsführung (§17-2) der Neuanlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen die Einhaltung von Bedingungen für die Qualität des Raumklimas in den einzelnen Räumen des Vertragsobjektes während dessen Nutzungszeiten (Anlage 5).

Als Qualität des Raumklimas definiert wird die Einhaltung von Garantiewerten nach Anlage 6 in den Räumen des Vertragsobjektes. Diese Anlage nennt:

-
Bewertungskriterien,

-
Einzelheiten zur Messung und Einhaltung der Kriterien sowie

-
Umfang und Ablauf der Erfolgskontrolle.

§ 11 – 2
Erfüllung des Garantieversprechens zur Einhaltung der Qualität des Raumklimas

Die Garantieversprechen zur Einhaltung der Kriterien für die Bewertung der Qualität des Raumklimas gelten als erfüllt, wenn kein Mangel nach Anlage 6 Punkt A6-10 vorliegt.

Weicht ein Messwert in einem oder mehreren Räumen von diesen Werten ab, so ist hierin ein Mangel zu sehen, der vom AN zu beheben ist.

§ 12. Verletzung von Garantieversprechen und Behebung von Mängeln

Im Falle nicht eingehaltener Verpflichtungen aus diesem Vertrag durch den AN werden die damit für den AG verbundenen Nachteile, wie in den folgenden Abschnitten dargelegt, ausgeglichen. 

Über die gesetzlichen Regelungen hinaus liegt jeweils unter den in den Abschnitten §12-1 bis 12-5 beschriebenen Umständen ein Mangel vor.

§ 12 - 1
Nichteinhaltung des Endenergieverbrauchs

Ist der in § 10-4 ermittelte Differenzverbrauch aus tatsächlichem Endenergieverbrauch und garantiertem Endenergieverbrauch für einen Energieträger größer 0,00 MWh/a, hat der AN sein Garantieversprechen für diesen Energieträger und den maßgeblichen Abrechnungszeitraum in Höhe des positiven  Saldos verfehlt. 

Der AN ist dann verpflichtet, diesen Mangel auf eigene Kosten zu beheben und dem AG, dessen unbeschadet, den ermittelten positiven Saldo (Differenzverbrauch) des betreffenden Abrechnungszeitraumes multipliziert mit dem im Abrechnungszeitraum geltenden durchschnittlichen Arbeitspreis des jeweiligen Energieträgers als Entschädigung für die Verfehlung des Garantieversprechens zzgl. darauf entfallender Umsatzsteuer  zu erstatten.

§ 12 – 2
Nichteinhaltung der Werte für die Qualität des Raumklimas

Ein Mangel bezüglich der Qualität des Raumklimas wird festgestellt durch eine Messung, welche ausgelöst wird durch eine wiederkehrende Messung zur Qualitätskontrolle (Anhang 6, A6-8) oder bei Klagen der Nutzer (Anhang 6, A6-9).

Tritt der auf die Einhaltung der Werte für die Qualität des Raumklimas bezogene Mangel in einem Raum mit Einzelraumregelung über einen Zeitraum von 4 Tagen häufig (mehr als 4 mal) auf und kann ausgeschlossen werden, dass die Nutzer oder Dritte als Verursacher in Frage kommen, so wird der AN vom AG hierüber informiert und zur umgehenden Behebung des Mangels oder zur Durchführung einer Messung zu dessen Spezifikation aufgefordert.

Im Falle eines Mangels, der durch die nach Anlage 6 (A6-9) ausgelöste Messung dokumentiert wird, bedarf es keiner weiteren Mängelanzeige durch den AG.

Die Kostenträgerschaft für Messungen, welche durch Klagen der Nutzer ausgelöst werden, regelt Anlage 6 (A6-12).

§ 12 – 3
Nichteinhaltung von Maßnahmen der Betriebsführung, Instandhaltung und Dokumentation

Kommt der AN den Pflichten zur Betriebsführung und Instandhaltung, inkl. Instandsetzung, von Anlagen der Energieversorgung im Vertragsobjekt nicht oder nur unregelmäßig nach oder liegen keine Unterlagen zur Dokumentation damit verbundener Tätigkeiten vor, ist hierin ein Mangel zu sehen.

§ 12 – 4
Umfang der Garantiehaftung für den Betrieb und Ertrag des Blockheizkraftwerkes

Dieser Passus ist eine Eventualposition, für den Fall dass Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung installiert und betrieben werden sollen

Mit Planung, Bau und Betrieb des Blockheizkraftwerkes (BHKW) verbindet sich für den AN die Verpflichtung zur Einhaltung der in Anlage 5 dargestellten Betriebsdaten, Parameter und Verbräuche.

Die Nichteinhaltung eines oder mehrerer dieser Parameter stellt einen Mangel dar.

§ 12 – 5
Umfang der Garantiehaftung für die Einhaltung der CO2-Emissionen

Eine Überschreitung der in Anlage 5 genannten maximalen jährlichen CO2-Emissionen, die aus der in diesem Vertrag vereinbarten Energieversorgung des Vertragsgebäudes nach Bereinigung der Verbrauchswerte resultieren, stellt einen Mangel dar.

§ 12 – 6
Mängelbehebung 

Mängel sind durch den AN oder einen von ihm beauftragten, autorisierten und fachlich qualifizierten Dritten unverzüglich vor Ort zu begutachten. 

Ein Mangel ist bis zum folgenden Werktag, 18:00 Uhr zu beheben. Ist eine Behebung des Mangels aus Gründen, die der AN nicht zu vertreten hat, bis dahin nicht möglich, so bleibt es dem AN unbenommen, eine diesbezügliche angemessene Fristverlängerung zu verlangen. 

Gleichwohl obliegen dem AN die Pflichten, den Mangel in der nach dem vorangegangenen Absatz maßgebenden Frist schnellstmöglich zu beheben und dem AG die Art des Mangels, die Gründe für die Verzögerung bei der Mängelbeseitigung und den voraussichtlichen Zeitpunkt der Behebung unverzüglich mitzuteilen. 

Unbenommen bleibt das Recht des AG, einen Mangel nach erfolglosem Ablauf der oben genannten Beseitigungsfrist auf Kosten des AN zu beseitigen oder beseitigen zu lassen.

§ 12 – 7
Pönale

Wird ein Mangel nach § 8-3 (Inhalte der Betriebsführung), § 12-2 (Nichteinhaltung der Werte für die Qualität des Raumklimas) oder § 12-3 (Nichteinhaltung von Maßnahmen der Betriebsführung, Instandhaltung und Dokumentation) vom AN schuldhaft nicht innerhalb einer vom AG bestimmten angemessenen Frist zur Mängelbeseitigung behoben, kann der AG eine Vertragsstrafe von 1.000,- € (inkl. MWSt) pro Tag der Fristüberschreitung verlangen. Diese Vertragsstrafe ist in ihrer Höhe pro Jahr und pro Mängelursache auf 10 Tagessätze beschränkt. Die Summe der jährlichen Vertragsstrafen ist zudem auf 5% der auf das Jahr umgerechneten Auftragssumme beschränkt. Die auf das Jahr umgerechnete Auftragssumme entspricht der Summe aus den Grundvergütungen (A, B, E, I) und dem jahresabteiligen Baukostenzuschuss (=gesamter Baukostenzuschuss / Vertragslaufzeit).

Dessen unbenommen hat der AG das Recht, den konkreten Schaden geltend zu machen. In diesem Fall ist die Pönale auf den konkreten Schaden in Anrechnung zu bringen.

§ 12 – 8
Begrenzung und Verrechnungsmöglichkeiten von Pönalen

In diesen vertraglichen Hinweisen wird die Pönale in Summe begrenzt

Jährliche Abzüge, welche aus § 12-1 (Nichteinhaltung des Endenergieverbrauches) und § 12-7 (Pönale) resultieren, dürfen in Summe den Jahresbetrag der Grundvergütung B aus § 13-3 nicht übersteigen.

Nicht eingehaltene Garantieversprechen oder nicht behobene Mängel können den AN verpflichten, im Rahmen der jährlichen Schlussrechnung in zu großem Umfang erhaltene Abschlagszahlungen (anteilig) zurückzahlen zu müssen.

§ 13. Investitionen, Baukostenzuschuss, Vergütungen, Bonuszahlungen

§ 13 - 1
Investitionen des AN

§ 13 – 1.1
Höhe und Struktur der Gesamtinvestitionen des AN

Der AN verpflichtet sich, mindestens das in seinem Angebot 
vom ……………[Datum] angegebene Investitionsvolumen für technische Anlagen aufzubringen und dabei die angegebene Investitionsstruktur einzuhalten. Diese Voraussetzungen müssen zur Übernahme der Betriebsführung durch den AN  (§ 17-2 = Stichtag) gegeben sein. Der AN hat dies darzulegen und gemäß der in seinem Angebot enthaltenen Gliederung der Kosten in Gewerke (Anlage 4) nachzuweisen.

Der Gesamtumfang der Investitionskosten zur Realisierung aller vom AN geplanten Maßnahmen der Modernisierung oder Neuinstallationen von Anlagen beträgt, inklusive der Planungskosten, insgesamt 




[Nettobetrag] €  

zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer zum Zeitpunkt der Leistungserbringung.

Die Investitionskosten sind vom AN gegliedert Kostengruppen (nach DIN 267) entsprechend der Tabelle A9-1 in der Anlage 9 zusammenzustellen.

Bei Änderungen der in den Ausschreibungsunterlagen zu diesem Vertrag genannten Massen von ( 5%, haben beide Vertragspartner das Recht, eine Neuverhandlung und Anpassung der Investitionskosten zu verlangen.

§ 13 – 1.2
Preisgleitklausel der Investitionskosten

Preisgleitklauseln für Investitionskosten sind nur bei mehrjährigen Bauvorhaben erforderlich

Diese Vereinbarungen befinden sich in Anlage 9, Abschnitt A9-1.

§ 13 – 1.3
Unterschreitung der Investitionen für technische Anlagen

Diese Vereinbarungen befinden sich in Anlage 9, Abschnitt A9-1.

§ 13 – 1.4
Prüfmaßstab für Investitionshöhe und -struktur

Diese Vereinbarungen befinden sich in Anlage 9, Abschnitt A9-1.

§ 13 – 1.5
Geltendmachung der Minderungsansprüche und Gegenrecht des AN

Diese Vereinbarungen befinden sich in Anlage 9, Abschnitt A9-1.

§ 13 – 1.6
Leistungsanforderungsrecht des AG

Diese Vereinbarungen befinden sich in Anlage 9, Abschnitt A9-1.

§ 13 – 1.7
Kosten für Provisorien und Bauzwischenzustände

Provisorien und Bauzwischenzustände sind vom AN gemäß den Erfordernissen auf der Baustelle vorzuhalten; dafür entstehende Kosten sind in der Aufstellung der Investitionskosten und der auszuweisenden Baunebenkosten (§ 13-1 und Anlage 4) enthalten. 

§ 13 – 2
Baukostenzuschuss

§ 13 – 2.1
Höhe des Baukostenzuschusses

Die Höhe des Baukostenzuschusses ist im Einzelfall anzupassen, er kann zwischen 0% und 100% der Bausumme liegen.

[Eventualposition] 

Der AN erhält vom AG einen Baukostenzuschuss für die von ihm zu übernehmenden und im Anhang 4 beschriebenen Investitionen in Höhe von  [Prozent]%.

§ 13 – 2.2
Fälligkeit des Baukostenzuschusses

Fälligkeit des Baukostenzuschusses und Abschläge sind im Einzelfall anzupassen

Die Fälligkeit des Baukostenzuschusses wird in Anlage 9 zu diesem Vertrag, Abschnitt A9.3, geregelt.

§ 13 – 2.3
Forfaitierung

Die Forfaitierung ist im Einzelfall anzupassen

Die Forfaitierung wird in Anlage 9 zu diesem Vertrag, Abschnitt A9.3, geregelt.

§ 13 – 3
Grundvergütung des AN

Grundvergütung A ist ggf. eine Eventualposition, auch Grundvergütung I entfällt, wenn der Baukostenzuschuss 100% beträgt.

Als Grundvergütung für seine Leistungen erhält der AN während der Laufzeit dieses Vertrags pro Abrechnungszeitraum (§ 13-3.3) einen Netto-Betrag gemäß der folgenden Tabelle 2.

Diese Netto-Grundvergütung teilt sich in jeweils [vier] Teilbeträge für:

· Grundvergütung A
(A für Altanlagen) [Eventualposition]
· Grundvergütung B
(B für Betrieb der Neuanlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen),

· Grundvergütung E
(E für Instandsetzung mit Ersatzinvestitionen der Neuanlagen),

· Grundvergütung I
(I für Investitionen).

Mit der Grundvergütung A werden die bauteilbezogenen Aufwendungen des AN zum Funktionserhalt sowie der Betriebsführung und Wartung der Altanlagen vergütet. Gemäß dem Baufortschritt und damit einhergehender Stilllegung und Demontage von Altanlagen und der Inbetriebnahme von neuen Anlagen verringert sich die Grundvergütung A und es vergrößern sich die Zahlungen für die Grundvergütungen B und E.

Grundvergütung B deckt die Vergütung der mit der Betriebsführung von Neuanlagen und dauerhaft übernommenen Altanlagen für den AN verbundenen Aufgaben, inkl. Instandhaltung (ohne Instandsetzung und Ersatzinvestitionen) und Garantieleistungen sowie das Monitoring mit der Weitergabe der Energieverbräuche und Messdaten. 

Der Anspruch des AN auf die Grundvergütung B besteht nur, wenn die vom AN garantierten Endenergieverbrauchswerte im betreffenden Abrechnungszeitraum unter Zugrundelegung des Berechnungsmodus nach § 10 nicht überschritten und die garantierten Kriterien an die Qualität des Raumklimas (§ 11) ebenfalls erfüllt wurden.

Kann der AN eines dieser Garantieversprechen nicht einhalten, verringert sich die Grundvergütung in entsprechender Höhe für den betreffenden Abrechnungszeitraum (§ 13-3.3). 

Die Kosten für Instandhaltung und Ersatzinvestitionen werden mit der Grundvergütung E pauschal abgeglichen.

Die Grundvergütung I ergibt sich aus den vom AN darzulegenden Forderungen Dritter zur Finanzierung der Investitionen.

Die Nettobeträge der Grundvergütung erhöhen sich um die gesetzliche Mehrwertsteuer mit dem jeweils zum Zeitpunkt der Leistungserbringung gültigen Satz.

§ 13 – 3.1
Grundvergütung:
Zahlungsmodus 

Der Zahlungsmodus für die Grundvergütung findet sich in Anlage 9, Abschnitt A9.2, zu diesem Vertrag.

§ 13 – 3.2
Grundvergütung:
Preisgleitklauseln

In der Regel werden die Grundvergütung A zeitlich begrenzt und die Kapitalkosten, welche in die Grundvergütung I einfließen, über die Vertragslaufzeit unverändert bleiben. Darum ist im Einzelfall zu überlegen, ob für diese Preisbestandteile Gleitklauseln vereinbart werden sollen.

Die Preisgleitklauseln für die Grundvergütung finden sich in Anlage 9, Abschnitt A9.2, zu diesem Vertrag.

§ 13 – 3.3
Grundvergütung:
Abrechnungszeitraum und leistungsabhängige Vergütung

Der Abrechnungszeitraum und die leistungsabhängige Vergütung für die Grundvergütung finden sich in Anlage 9, Abschnitt A9.2, zu diesem Vertrag.

§ 13 – 4
Bonuszahlungen

Im Falle der Übererfüllung eingegangener Verpflichtungen zur Einhaltung maximaler Verbrauchswerte für den Endenergiebedarf wird dies dem AN wie folgt vergütet:

Fällige Bonuszahlungen werden im Bedarfsfall mit Pönalen aus anderen, in diesem Vertrag vereinbarten Garantieversprechen verrechnet.

Ist der nach § 10-4 berechnete Differenzverbrauch zwischen dem tatsächlichen und dem garantierten Endenergieverbrauch < 0,00 MWh/a, erhält der AN im Wege einer Nachzahlung 100 % der eingesparten Energiekosten, welche sich aus der Höhe des Differenzverbrauches multipliziert mit dem durchschnittlichen Arbeitspreis des Energielieferanten für diesen Energieträger im Abrechnungszeitraum ergeben. Auch dieser Betrag versteht sich zzgl. der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer.

§ 14. Veräußerung der Gebäude, Rechtsnachfolge

§ 14 – 1
Keine Veräußerungsbeschränkungen

Dem AG bleibt es unbenommen, Teile oder das ganze Vertragsobjekt an Dritte zu veräußern und sie diesen aufzulassen. Die Pflichten des AN aus diesem Vertrag werden dadurch nicht berührt. Soweit der AG dabei auch nach UrhG, PatentG oder MarkenG geschützte Rechte des AN überlässt, wird er im Veräußerungsvertrag in geeigneter Weise sicherstellen, dass der jeweilige Erwerber solche Schutzrechte in gleicher Weise achtet. Der AN wird den AG im Veräußerungsfall auf die einzelnen relevanten Schutzrechte hinweisen.

§ 14 – 2
Vertragsübernahme durch Erwerber des Vertragsobjektes

Die Partner vereinbaren, dass der Erwerber eines Vertragsobjekts in die vertraglichen Rechte und Pflichten des AG eintreten kann. Der AN wird einem entsprechenden Wunsch des AG nachkommen, wenn

· der eintrittswillige Erwerber nach freiem Ermessen des AN ausreichend Bonität genießt und

· ein kooperatives Verhalten erwarten lässt sowie

· keine gewichtigen Gründe des AN, seiner Gesellschafter sowie mit diesen verbundenen Unternehmen entgegenstehen.

Letzteres ist anzunehmen, wenn der Erwerber oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen Wettbewerber des AN, eines seiner Gesellschafter oder eines mit diesen verbundenen Unternehmens ist.

§ 15. Haftungsfragen

§ 15 – 1
Schranken der vertraglichen Garantiehaftung des AN und Freistellungsanspruch des AG

Der AN verpflichtet sich, den AG von sämtlichen zivil- und/oder öffentlich-rechtlichen Ansprüchen und den Folgen einer Inanspruchnahme Dritter, die auf Grund der Nichtbefolgung der vom AN übernommenen Pflichten bestehen, freizustellen. Es erfolgt eine anteilige Reduzierung, sofern den AG ein Mitverschulden an der Entstehung des Schadens trifft.

§ 15 – 2
Betriebsübergang gemäß § 613a BGB

Die Partner gehen davon aus, dass die Durchführung oder Veranlassung von Maßnahmen der gebäudetechnischen Sanierung und der Installation von Anlagen seitens des AN grundsätzlich keinen Betriebsübergang im Sinne des § 613a BGB darstellt. Sollte im Einzelfall gleichwohl ein Gericht auf Anwendung des § 613a BGB erkennen, stellt der AG den AN oder ein mit ihm unmittelbar oder mittelbar verbundenes Unternehmen von allen wirtschaftlichen Folgen durch entsprechende Ausgleichszahlungen frei, die sich aus dem Übergang eines Arbeitsverhältnisses gemäß § 613a BGB ergeben. 

§ 15 – 3
Schadenersatz bei wettbewerbsbeschränkenden Absprachen im Vergabeverfahren

Der Auftraggeber kann den Auftrag entziehen (kündigen), wenn der Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe, d. h. im Vergabeverfahren, eine Abrede getroffen hatte, die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt. Die Kündigung ist innerhalb von 12 Werktagen nach Bekanntwerden des Kündigungsgrundes auszusprechen. Nach der Entziehung des Auftrags ist der Auftraggeber berechtigt, den noch nicht vollendeten Teil der Leistung zu Lasten des Auftragnehmers durch einen Dritten ausführen zu lassen, und seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entstehenden weiteren Schadens bleiben daneben unberührt. Der Auftraggeber ist auch berechtigt, auf die weitere Ausführung zu verzichten und Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die Ausführung aus den Gründen, die zur Entziehung des Auftrags geführt haben, für ihn kein Interesse mehr hat. Für die Weiterführung der Arbeiten kann der Auftraggeber Geräte, Gerüste, auf der Baustelle vorhandene andere Einrichtungen und angelieferte Stoffe und Bauteile, die geeignet sind, gegen angemessene Vergütung in Anspruch nehmen.

§ 16. Versicherungen des Auftragnehmers

Der AN verpflichtet sich zum Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung, die je Schadensfall die folgenden Ersatzleistungen vorsieht:

[Individuelle Prüfung und Eintrag nachfolgender Positionen bei Ausschreibung]
	a
	Pauschal für Personen- und Sachschäden
	xx,- €

	b
	Schäden durch Umwelteinwirkungen
	xx,- €

	c
	für Schlüsselschäden
	xx,- €

	d
	für Vermögensschäden
	xx,- €


Der AN hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf Leistungen des AG. Der AG kann Zahlungen vom Nachweis des Fortbestehens des Versicherungsschutzes abhängig machen. 

Der AN ist verpflichtet, die Haftpflichtversicherung im bestätigten Umfang während der gesamten Vertragsdauer aufrechtzuerhalten. Er hat dies dem AG auf dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen.

Der AN ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht.

§ 17. Vertragsbeginn, Übernahme der Betriebsführung durch den AN, Vertragsende

§ 17 – 1
Vertragsbeginn

Dieser Vertrag nebst seiner Anlagen tritt am [Datum] in Kraft.

§ 17 – 2
Übernahme der Betriebsführung durch den AN 

Individuelle Anpassung dieses Absatzes ist notwendig 
Der AN übernimmt die Betriebsführung der vorhandenen Anlagen ab Vertragsbeginn und die Betriebsführung der zuvor neu von ihm installierten Anlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen nach deren Teil- bzw. Endabnahme (§ 7). 

§ 17 – 3
Vertragsende

Laufzeit kann individuell in Ausschreibung vorgegeben werden

Der Vertrag endet nach [Jahren], gerechnet ab Endabnahme der Installationen im [Vertragsobjekt] und damit eingehender Übernahme der Betriebsführung im [Vertragsobjekt] durch den AN.

Einer gesonderten Kündigung zu diesem Datum bedarf es nicht.

§ 18. Kündigung, Vertragsbeendigung und Übergabe der Betriebsführung

§ 18 – 1
Außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund

Das Recht des AG zur jederzeitigen Kündigung gemäß § 8 VOB/B bleibt unberührt. Für die fristlose Kündigung gelten die Grundsätze der Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB analog. Soweit die fristlose Kündigung gemäß nachfolgenden Bestimmungen einer vorherigen Fristsetzung mit Kündigungsandrohung bedarf, entspricht der Ablauf der Nachfrist dem Zeitpunkt der Kenntniserlangung des § 626 BGB.

Ein wichtiger Grund ist für den AG u. a. gegeben

· wenn der AN schuldhaft trotz einschlägiger Abmahnung mit angemessener Fristsetzung und Kündigungsandrohung durch sein Verhalten derart grob gegen die das gesamte Vertragswerk tragenden Prinzipien verstößt, dass dem AG nach Treu und Glauben ein Festhalten am Vertrag bis zu dessen Ende nicht zugemutet werden kann,

· bei wettbewerbsbeschränkenden Absprachen des AN im Vergabeverfahren (§ 15-3).

Ein wichtiger Grund ist für den AN u.a. gegeben, wenn der AG schuldhaft

· die vertraglich geschuldete Vergütung auch nach Ablauf einer mit Kündigungsandrohung gesetzten Nachfrist nicht gezahlt hat oder

· einem vom AN nach § 15-1 geltend gemachten Freistellungsverlangen auch nach Setzung einer angemessenen Nachfrist mit Kündigungsandrohung nicht bis zum Ablauf der Nachfrist zustimmt oder

· die Nutzung des Vertragsobjekts ganz oder überwiegend aufgibt, wobei eine Veräußerung gemäß § 14 nicht als Nutzungsaufgabe gilt oder

· trotz einschlägiger Abmahnung mit Fristsetzung und Kündigungsandrohung durch sein sonstiges Verhalten derart grob gegen die das gesamte Vertragswerk tragenden Prinzipien verstößt, dass dem AN nach Treu und Glauben ein Festhalten am Vertrag bis zu dessen Ende nicht zugemutet werden kann.

§ 18 – 2
Schriftform

Kündigungserklärungen sowie Nachfristsetzungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform und sind ausschließlich an die jeweilige Zustelladresse (§ 3) zu richten.

§ 18 – 3
Übergabe der Anlagen und deren Betriebsführung bei Vertragsende

Bei Vertragsende übergibt der AN die von ihm geplanten, installierten und betriebenen Anlagen kostenfrei an den AG.

Die Anlagen sind in einem funktionsfähigen und mängelfreien Zustand an den AG oder einen von diesem beauftragten Dritten zu übergeben. Damit geht auch die Pflicht der Betriebsführung wieder auf den AG über.

8 Wochen vor dem Übergabetermin sind dem AG folgende Unterlagen, entsprechend dem aktuellen Stand, zu übergeben:

· Anlagen- und Komponentenliste,

· Bestands- und Schaltpläne,

· Betriebsnotwendige Unterlagen (Betriebsanleitungen, Handbücher, Hinweise auf Wartungsvorschriften oder Betriebsmittel, etc.),

· Unterlagen zu Gewährleistungsansprüchen und

· Protokolle der Betriebsführung (§8-3) und Instandhaltungsmaßnahmen im Sinne § 8-4 für die zurückliegenden 6 Jahre.

Sollten diese Unterlagen, oder Teile davon, 4 Wochen vor dem Termin zur Übergabe der Betriebsführung an den AG nicht vorliegen und verstreicht eine vom AG gesetzte, angemessene Nachlieferungsfrist, ohne dass die Unterlagen vollständig vorliegen, so hat dieser das Recht, die fehlenden Unterlagen auf Kosten des AN neu zu beschaffen oder erstellen zu lassen.

Während der letzten drei Monate der Vertragslaufzeit ist der AN verpflichtet, Mitarbeiter des AG, welche die Betriebsführung nach Vertragsende übernehmen, in geeigneter Weise und unter Bereitstellung geeigneter Mittel und Medien in den Betrieb sämtlicher Anlagen des AN, insbesondere in die Bedienung und Instandhaltung der Anlage einzuweisen. Diese Einweisung wird dokumentiert und von einem Vertreter des AG gegengezeichnet.

Darüber hinaus verschafft der AN dem AG sämtliche Rechte zur eigenen Durchsetzung von Gewährleistungsansprüchen.

§ 19. Sicherheitsleistungen

Die Sicherheitsleistungen sollten individuell vom AG erstellt werden und seinen Erfordernissen entsprechen

Der AN stellt dem AG nach Vertragsschluss eine Vertragserfüllungsbürgschaft in Höhe von 5 % der Investitionskosten (Netto). Es sind die Formblätter des AG gemäß Anlage 7 zu verwenden. Diese Vertragserfüllungsbürgschaft läuft bis zur Endabnahme der neu installierten Anlagen.

Zudem stellt der AN dem AG eine Mängelansprüchebürgschaft für die Dauer der Betriebsführung in Höhe von 5% der über den gesamten Vertragszeitraum anfallenden Jahresgrundvergütungen (A+B+E+I). Diese Mängelansprüchebürgschaft gilt ab der Endabnahme der neu installierten Anlagen, auch hierfür sind die Formblätter des AG gemäß Anlage 7 zu verwenden.

§ 20. Geheimhaltung

Die Vertragspartner verpflichten sich, über alle ihnen im Zusammenhang mit diesem Vertrag zugänglichen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des anderen Partners, auch über das Ende der Vertragszeit hinaus, Stillschweigen zu bewahren und sie nicht an Dritte weiterzugeben.

§ 21. Gerichtsstand

Gerichtsstand ist in der Regel der Standort des AG oder des Vertragsobjektes.

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag nebst seiner Anlagen sowie sich daraus ergebender Folgeansprüche ist [Standort].

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

§ 22. Schlussbestimmungen
§ 22 – 1
Teilunwirksamkeit

Ist oder wird eine Bestimmung dieses Vertrags nebst seiner Anlagen unwirksam, bleiben die übrigen Bestimmungen wirksam.

§ 22 – 2
Salvatorische Klausel

Ist oder wird eine Bestimmung dieses Vertrags nebst seiner Anlagen unwirksam oder wird nachträglich eine Regelungslücke offenbar, werden die Partner an Stelle der unwirksamen oder fehlenden Regelung einvernehmlich eine solche vereinbaren, die der unwirksamen Bestimmung wirtschaftlich am nächsten kommt oder die sie – im Falle der Vertragslücke – unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck des gesamten Vertragswerks nach Treu und Glauben vereinbart haben würden, wäre ihnen die Vertragslücke offenbar gewesen.

§ 22 – 3
Publikation

Eventualposition

AG und AN ist es jeweils erlaubt, über das Projekt  als Referenzprojekt werbend zu publizieren und dabei auch Lichtbilder des Vertragsobjekts bzw. dort erbrachter Leistungen zu verwenden. Der AG hat ein uneingeschränktes Veröffentlichungsrecht. Der AN hat vorher die Zustimmung des AG einzuholen. Bei allen Veröffentlichungen ist auf den AG und den AN in der vorgegebenen Form hinzuweisen.

§ 22 – 4
Nebenabreden

Sonstige über diesen Vertrag nebst seiner Anlagen hinausgehende oder hiervon abweichende Zusatzabreden sind nicht getroffen.

	
	, den
	

	Für den AG:
	
	Für den AN:

	
	
	

	
	

	(Stempel / Dienstsiegel und rechtsverbindliche Unterschrift)
	(Firmenstempel und rechtsverbindliche Unterschrift)


Anlage 1: 
Liegenschaftsliste zum Vertragsobjekt und Übersichtsplan

Die hier einzufügenden Pläne kommen vom Auftraggeber oder seinem Planer.

Anlage 2: 
Leistungsumfang des Auftragnehmers

A 2-1
Unterlagen aus Vorplanung und Angebot, welche das Leistungsbild für das Vertragsobjekt beschreiben: 


-
Unterlagen zu Vorplanungen der gebäudetechnischen Sanierungen


-
Gebäudetechnische Planungen für Neubauten


-
Funktionale Beschreibung aller nachfolgenden Gewerke (gem. Kostengruppe nach DIN 276):

· Sanitäranlagen   KGR 410,

· Heizungsanlagen   KGR 420,

· Lüftungsanlagen   KGR 430 ,

· Beleuchtungsanlagen   KGR 445 

· MSR-Anlagen / Gebäudeautomation   KGR 480,

A 2-2
Anforderungen an Qualitäten von Material und Ausführung

A 2-3
Liste der Schnittstellen zwischen den Zuständigkeiten des AG und des AN

Die Schnittstellenliste ist individuell für jedes Vertragsobjekt zu erstellen.

Schnittstellen können z.B. die Warmwasserspeicher sein.

Anlage 3: 
Bauzeitenplan zur Installation und Inbetriebnahme der Anlagen im Vertragsobjekt

Der hier einzufügende Bauzeitenplan kommt vom Auftraggeber oder seinem Planer.

Anlage 4: 
Aufgeschlüsseltes Angebot des Dienstleisters

Hier eingefügt wird das Angebot des Dienstleisters inklusive der Ergänzungen, Präzisierungen und dokumentierten Vereinbarungen aus dem Verhandlungsverfahren 

Anlage 5: 
Rechenvorschriften zum Energiebedarf und Energieverbrauch

A5 – 1
Berechnung der Energiebedarfswerte

A5 – 2
Vom AN garantierte Endenergieverbräuche 

A5 – 3
Höchstwert für CO2-Emissionen 

A5 – 4
Berechnungsvorschriften für die Umrechnung von Messwerten in bereinigte Verbrauchswerte

A 5
Einleitung

Die Anlage 5 fasst die Annahmen und Rechenvorschriften zusammen, welche der Berechnung der vertraglich vereinbarten Endenergieverbräuche zu Grunde liegen und nennt die vom Dienstleister zu garantierenden Endenergieverbräuche für Heizenergie und elektrische Energie.

Vorangestellt werden im Abschnitt A 5-1 die Berech​nungen des Energiebedarfes (Wärme und Strom) für das Referenzsystem, welches dem Ausschreibungsverfahren zu Grunde lag. Der zugehörige Rechenweg, die Eingangsdaten und notwendige Annahmen werden dargestellt und erläutert. Der AN bestätigt die Rechnung und ihre Eingangsdaten als Grundlage für eventuell notwendige Anpassungen des Vertrages und daraus resultierender Endenergieverbräuche.

Die vom AN garantierten Endenergieverbräuche und die zulässigen Höchstwerte der aus der Energieversorgung des Vertragsobjektes resultierenden CO2-Emissionen nennen die Abschnitte A 5-2 und A 5-3.

Die Inhalte des Abschnittes A 5-4 dieser Anlagen bieten zudem die notwendige Unterstützung bei der mit der Jahresendabrechnung vorzunehmenden Umrechnung der gemessenen Energieverbräuche in bereinigte Energieverbräuche.

A5 – 1
Berechnung der Energiebedarfswerte

Dieser Abschnitt A5-1 beschreibt das Rechenverfahren, mit welchem der Energiebedarf des Referenzsystems berechnet wurde. Sollten sich die Vertragspartner im Verhandlungsverfahren auf ein anderes Berechnungsverfahren oder geänderte Eingangsgrößen verständigt haben, so ist diese Anlage 5 entsprechend zu aktualisieren.

Insbesondere sind die für alle Anpassungen zu verwendende Berechnungssoftware und deren Programmversion zu vereinbaren.

Das in dieser Anlage dargestellte Berechnungsverfahren und die damit ermittelten maximalen Endenergiebedarfswerte werden mit diesem Vertrag bestätigt.

A5 – 1.1
Definition des Endenergiebedarfes

Der Endenergiebedarf ist die berechnete Energiemenge, welche der Anlagentechnik (Heizungsanlage, raumlufttechnische Anlage, Warmwasserbereitungsanlage, Beleuchtungsanlage, sonstige Verbraucher) zur Verfügung gestellt wird, um die festgelegte Rauminnentemperatur, die Erwärmung des Warmwassers, die gewünschte Raumluft- und Beleuchtungsqualität und den Betrieb elektrischer Geräte über das ganze Jahr sicherzustellen.

Die Endenergie wird an der „Schnittstelle“ Gebäudehülle übergeben und stellt somit die Energiemenge dar, die der Verbraucher für eine bestimmungsgemäße Nutzung unter normativen Randbedingungen benötigt. Der Endenergiebedarf wird vor diesem Hintergrund aufgeteilt nach verwendeten Energieträgern angegeben.

Die Endenergie Wärme enthält die Energiemenge, die benötigt wird für

-
die Beheizung des Gebäudes und 

--
die Erwärmung von Trinkwasser.

Der Energieträger Strom umfasst sämtlichen Bedarf für die technische Gebäudeausrüstung (TGA) der Gebäude. Zusätzliche Verbraucher, wie zum Beispiel Arbeitshilfen (nutzerspezifisch) werden dokumentiert und sind ebenfalls enthalten.

A5 – 1.2
Berechnungsverfahren und DIN-V-18599

Die Berechnungen der Energiebedarfswerte für das Vertragsobjekt erfolgten auf Grundlage der DIN V 18599 [Datum der Norm] und aller darin zitierter Normen mit zusätzlicher Präzisierung und Dokumentation der für diese Berechnung verwendeten Eingangsgrößen (siehe Abbildung 1). Die auf diesem Wege errechneten Energiebedarfswerte ergaben die in der Ausschreibung genannten Garantiewerte für den maximalen Endenergieverbrauch.

Dieses Rechenverfahren mit den gewählten Nutzungsprofilen und weitergehenden Annahmen (Eingangsgrößen) sind Grundlage dieses Vertrages

Die nachfolgenden Ergebnisse sind unter Verwendung des Planungssoftware [Software-Tool, Versions-Nr.] ermittelt. Dieses Programm ist in der angegebenen Version auch für alle nachfolgenden Berechnungen während der Vertragslaufzeit einzusetzen.

„Die Vornormenreihe DIN V 18599 stellt ein Verfahren zur Bewertung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden zur Verfügung. Die Berechnungen erlauben die Beurteilung aller Energiemengen, die zur bestimmungsgemäßen Heizung, Warmwasserbereitung, raumlufttechnischen Konditionierung und Beleuchtung von Gebäuden notwendig sind“.
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Abb. A5 - 1:
Systematischer Ablauf des Berechnungsverfahrens „NAERCO-ENERGIE“
A5 – 1.3
Dokumentation des Referenzsystems für [Vertragsobjekt]

Die Dokumentation für das Referenzsystem hat folgenden Umfang:

· Angabe der Toleranzen wesentlicher Eingangsgrößen (mit Angaben des Mittelwertes und des Maximalwertes) in tabellarischer Form (siehe Tab. A5 - 1)

· Eingangsgrößen Referenzsystem (vollständige Projektdokumentation aus Rechenprogramm)

Die Angaben zum prognostizierten Endenergiebedarf und den CO2-Emissionen, aufgeschlüsselt nach Energieträgern, erfolgen in Tabelle Tab. A5 – 6 im Abschnitt A5-3-2.

A5 – 1.4
Dokumentation wichtiger Randbedingungen

Neben der vollständigen Dokumentation der Eingangsgrößen des Rechenprogrammes, angefügt im Abschnitt A 5-1.4.2, gelten nachfolgende Randbedingungen.

A5 – 1.4.1
Zonen, Art der Nutzung, Flächenanteile

Das Vertragsobjekt gliedert sich in die folgend genannten Zonen gleicher Nutzung (DIN-V-18599-1) mit zugehörigen Flächenanteilen und Nutzungszeiten:

	Zone Nr.
	Art der Nutzung
	Lage im Gebäude
	Fläche der Zone

[m²]
	Nutzungszeiten

	
	
	
	
	Mo – Fr.
	Sa. – So.
	[h/d]
	[d/a]

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	


Tab. A5 - 1:
Beispieldarstellung
Nutzungszonen nach DIN-V-18599 und zugehörige Flächen und Nutzungszeiten für [Vertragsobjekt]
Als Bezugsfläche wird die EnEV-Energiebezugsfläche verwendet, d.h. die Summe aller beheizten und gekühlten Nettogrundflächen eines Gebäudes (§19 Absatz 2 Satz 3 i. V. m. §2 Nr. 15 EnEV 2009).

A5 – 1.4.2
Dokumentation der Eingangsgrößen aus dem Rechenprogramm

In diesen Abschnitt ist die Dokumentation der Eingabewerte aus dem Rechenprogramm für die Bestimmung des Endenergiebedarfes einzufügen. Hierzu sollte die komplette Dokumentation des Berechnungsprogrammes verwendet werden, zudem sind die frei wählbaren Parameter in diesem Abschnitt zu dokumentieren. Hierfür finden sich nachfolgend tabellarische Vorlagen.

Um die Berechnung des Endenergiebedarfes nachvollziehbar zu machen, sind die Eingangsgrößen sorgfältig zu dokumentieren. Die nachfolgende Tabelle gibt eine entsprechende Übersicht. 
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Tab. A5 - 2:
Mittel- und Maximalwerte von relevanten Eingangsgrößen bei Berechnung des Energiebedarfes für [Vertragsobjekt]

A5 – 1.4.3
Besonders berücksichtigter Strombedarf für die Lüftung

Der Energiebedarf für die Luftförderung setzt sich zusammen aus

· dem Energiebedarf für die Luftförderung während Nutzungszeit (in den Berechnungen nach DIN‑V‑18599 bereits enthalten) und

· dem Energiebedarf für die Luftförderung während der Nicht-Nutzungszeit (in den Berechnungen nach DIN‑V‑18599 nicht enthalten).

Während der Nicht-Nutzungszeit wird keine Luft​förderung erfolgen. Für den Fall temporärer Nachtlüftung wird die Dokumentation dieser Betriebszeiten auf dem nachfolgenden Blatt (Tab. A‑5-3) vorgenommen.
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Tab. A5 - 3:
Liste besonders berücksichtigter Stromverbraucher für Gebäude [Vertragsobjekt]
Darüber hinaus sind die folgenden Eingangsgrößen in Bezug auf die Lüftungsanlage zu dokumentieren:

· Auslegungsvolumenstrom Zuluft und 

· Auslegungsvolumenstrom Abluft

· zonenweise angesetzte Eingangsgrößen wie

· Rückwarmzahl und Typ des Wärmerückgewinnungssystems,

· mittlerer Gesamtwirkungsgrad von Ventilator, Übertragungssystem, Motor und Drehzahlregelung,

· Druckverluste der gesamten Kanalnetze

· Zuluftvolumina bzw.

· Abluftvolumina sowie die 

· Zulufttemperaturen im Auslegungsfall

· Sommer und Winter.

Die Anlagenbetriebszeiten der einzelnen Lüftungsanlagen (h/d und d/a) sind anzugeben.

A5 – 1.4.4
Besonders berücksichtigte zusätzliche Stromverbraucher

Im Rahmen der Berechnung nach DIN‑V‑18599 wurde bereits der Strombedarf für die Hilfsenergie (z.B. Pumpenstrom) berücksichtigt und ggf. mit den vorstehenden Angaben präzisiert.

Darüber hinaus wurde auch der Strombedarf für die Beleuchtung im Rahmen der Berechnung nach DIN‑V‑18599 erfasst und ggf. vorstehend detailliert.

Die DIN‑V‑18599 ergänzend, werden in der folgenden Tabelle auch diejenigen Geräte und Einrichtungs​gegenstände aufgeführt, deren Stromverbrauch bei der Berechnung nach DIN‑V‑18599 unberücksichtigt bleiben, wie z.B. Kopierer, Computer oder Waschmaschinen.

[image: image5.png]Berechnungsblatt “Zusétzliche Stromverbraucher”

Projekt:

Gebaude:





Tab. A5 - 4:
Liste besonders berücksichtigter Stromverbraucher für Gebäude [Vertragsobjekt]
A5 – 2
Vom AN garantierte Endenergieverbräuche 

A5 – 2.1
Garantiewerte

Der AN garantiert für das Vertragsobjekt die Einhaltung:

-
eines Endenergieverbrauches für Heizenergie ohne Warmwasser,

-
eines Endenergieverbrauches für die Erwärmung des Warmwassers und

-
 eines Endenergieverbrauches von Strom.

Diese Werte fasst die folgende Tabelle zusammen:

	
	Energieträger
	Endenergieverbrauch

[MWh/a]

	Gebäudeheizung 
	
	

	Warmwasserbereitung
	
	

	Elektrische Energie*
	
	


* Elektrische Energie=
Hilfsenergie + Zusätzliche Stromverbraucher + Nachtlüftung

Tab. A5 - 5:
Vom AN garantierter Energiebedarf [noch einzufügen] nach DIN-V-18599 für Gebäude [Vertragsobjekt]
A5 – 3
Höchstwert für CO2-Emissionen 

A5 – 3.1
CO2-Emissionen:
Vom AN garantierter Höchstwert 

Ausgehend von dem Einsatz der in Abschnitt A5-3.2 genannten Energieträger, garantiert der AN, dass durch die Energieversorgung des Vertragsobjektes maximal die folgenden jährlichen CO2-Emissionen verursacht werden:

[Garantiewert CO2] t/a

Garantiewert eintragen

Der Berechnung der CO2- Emissionen werden die nach Abschnitt A 5-4 bereinigten Strom- und Wärmeverbräuche eines Abrechnungszeitraumes von 12 zusammenhängenden Monaten sowie die im kommenden Abschnitt A5 – 3.2 genannten spezifischen Emissionsfaktoren der eingesetzten Energieträger zu Grunde gelegt.

A5 – 3.2
CO2-Emissionen:
Spezifische Emissionsfaktoren 

Dem vorstehend genannten Garantiewert für die maximal zulässige Verursachung von CO2-Emissionen durch die Strom- und Wärmeversorgung des Gebäudes [Vertragsobjekt]sind die folgenden Emissionsfaktoren zu Grunde gelegt:

	Energieträger
	CO2-Emissionsfaktor [kgCO2/MWhHU]

	Elektroenergie
	[spez. Emissionsfaktor Strom]

	[Energieträger Wärme]
	[spez. Emissionsfaktor]

	[z.B. regenerativer Energieträger]
	[spez. Emissionsfaktor regenerative Energieträger]


Tab. A5 - 6:
CO2-Emissionsfaktoren inklusive Vorkettenprozesse bezogen auf den unteren Heizwert (in kg CO2-Äquivalent je MWh)
Quelle: [Quelle] [z.B. Globales Emissions-Modell Integrierter Systeme (GEMIS)]
Die vorstehend aufgeführten spezifischen Emissionsfaktoren berücksichtigen die Vorkette, also die CO2-Emissionen, welche bei Gewinnung, Transport, Veredelung und Umwandlung des Energieträgers entstehen. Die spezifischen Emissionsfaktoren wurden der in Tabelle A5-6 angegebenen Quelle entnommen.
A5 – 4
Berechnungsvorschriften für die Umrechnung von Messwerten in bereinigte Verbrauchswerte

A5 – 4.1
Grundsätze

Für die Umrechnung der gemessenen Verbrauchswerte von Heizenergie sowie elektrischem Strom in „bereinigte Verbrauchswerte“ enthält dieser Abschnitt Hinweise und zusätzliche Rechenvorschriften. 

Um die an den Hauptzählern gemessenen Verbräuche mit den garantierten Endenergieverbräuchen vergleichen zu können, müssen die gemessenen Verbräuche bereinigt werden durch Berücksichtigung von: 

1.
Umwandlungs- und Verteilungsverlusten (nur bei Bedarf)

2.
Witterungsverhältnissen, die nicht dem langjährigen Mittel entsprechen, welches den Berechnungen zugrunde liegt (Witterungsbereinigung),

3.
(kurzzeitig) veränderten Nutzungen des Vertragsobjektes,

4.
besonderer Ereignisse (z.B. Sonderveranstaltungen, Baumaßnahmen) oder

5.
Änderungen an der Gebäudehülle.

Für die Bereinigungen der gemessenen Verbräuche liefert dieser Abschnitt die Rechengrundlage. Die Bereinigung gemessener Verbrauchsdaten erfolgt in direkter Abstimmung zwischen den Vertragspartnern.

Der Endenergieverbrauch ist vom AN, getrennt für jeden Energieträger zu berechnen.

Grundlage der Berechnungen sind die vom AN zu erfassenden Verbräuche von Heizenergie und Strom an den Hauptzählern des Vertragsobjektes.

Die Summen der so gemessenen Verbrauchswerte eines Abrechnungszeitraumes (Vertrag § 13-3.3) sind die unbereinigten Energieverbräuche eines Energieträgers. 

Sie werden nach den Bestimmungen dieses Anhanges durch den AN bereinigt. Der bereinigte Verbrauch des jeweiligen Energieträgers wird Endenergieverbrauch genannt.

Die einzelnen Rechenschritte und Bezugsgrößen/Daten sind dem AG vom AN schriftlich mit der Jahresschlussrechnung zu erläutern.

Der AN verfolgt kontinuierlich den Energieverbrauch des Vertragsobjekts und setzt den AG bis zum 10. Kalendertag des Folgemonats über die aktuellen Verbrauchswerte des Vormonats in Kenntnis. 

Der AG überlässt dem AN unaufgefordert laufend sämtliche für den jeweiligen Abrechnungszeitraum maßgeblichen Energielieferrechnungen.

Auf dieser Grundlage erfolgen nachstehende Berechnungen.

A5 – 4.2
Verfahren zur Umrechnung von Messwerten in bereinigte Endenergieverbrauchswerte

Messwerte einer Abrechnungsperiode werden korrigiert um  den Witterungseinfluss.

Endenergieverbrauch Wärme

Generell sind Zähler mit hoher Qualität entsprechend Klasse 1 nach EN 1434-1:2007 (D) einzusetzen.

Der Endenergieverbrauch Wärme wird aus den Messwerten des Gesamtzählers ermittelt

Die so ermittelten Endenergieverbräuche für die Gebäudewärme müssen noch nach Abschnitt A5 - 4.4 dieses Anhanges witterungsbereinigt werden.

Endenergieverbrauch Strom

Generell sind Zähler mit hoher Qualität entsprechend Präzisionsklasse 1 für Wirkenergie und Leistung gemäß EN 50470-3 (B) bzw. Präzisionsklasse 2 für Blindenergie und Leistung gemäß EN 62053-23 einzusetzen.

Der Endenergieverbrauch Strom wird aus den Messwerten des Gesamtzählers ermittelt.

A5 – 4.3
Berücksichtigung von Nutzungsänderungen des Vertragsobjektes

Der Berechnung von Endenergieverbräuchen liegen die in Abschnitt A5 – 1.4.1 dargestellten Nutzungsarten in den einzelnen Zonen des Vertragsobjektes und die Dauer ihrer Nutzung zugrunde. Ändert sich diese Nutzung einzelner oder mehrerer Räume des Vertragsobjekts auf Veranlassung oder mit Duldung des AG, darf dies den AN nicht belasten. 

Eine von der Auflistung abweichende Nutzung oder Sonderveranstaltungen, die zu erheblichen Änderungen im Energieverbrauch führen, hat der AN dem AG anzuzeigen und nachzuweisen.

Eine Nutzungsänderung ist nach gemeinsamer Abstimmung der Vertragsparteien unter Verbrauchsgesichtspunkten zu bewerten, und die Jahresenergieverbräuche sind entsprechend zu bereinigen.

A5 – 4.4
Berücksichtigung von geänderten Klimawerten

Der Heizenergieverbrauch des jeweiligen Abrechnungsjahres wird unter Zugrundelegen der im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung für die Erstellung von Energieausweisen herausgegebenen „Klimafaktoren“ für das Gebiet von [Standort des Vertragsobjektes] und den jeweiligen Abrechnungszeitraum umgerechnet.

Nach Erfassung der Zählerstände an den Hauptzählern zu Beginn und am Ende eines Abrechnungszeitraumes [Abrechnungszeitraum, z.B. (1.7. – 30.6. des Folgejahres)] werden die gemessenen Werte witterungsabhängiger Energieverbraucher nach der folgenden Formel bereinigt. Dies betrifft insbesondere den Verbrauch von Heizenergie (z.B. Fernwärme, Erdgas, Heizöl, regenerative Energieträger).
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Zu verwenden sind Klimafaktoren des Deutschen Wetterdienstes, die für den Standort [Standort] im Rahmen einer Datenerhebung an deutschlandweit rund 400 Wetterstationen zur Ermittlung eigener Klimafaktoren für jeden einzelnen PLZ-Zustellungsbezirk erhoben und zum kostenlosen Download zur Verfügung stellt werden: 

                                                                                      http://www.dwd.de/klimafaktoren
A5 – 4.5
Berücksichtigung der Durchführung oder Unterlassung von Bauunterhaltungsmaßnahmen

Energiekostenrelevante Effekte von Bauunterhaltungsmaßnahmen oder von vertragswidrig unterlassenen Bauunterhaltungsmaßnahmen durch den AG (Vertrag § 9.1) dürfen den AN nicht belasten. Die unbereinigten Jahresenergieverbräuche sind daher im Bedarfsfall und nach gemeinsamer Abstimmung der Vertragspartner entsprechend zu bereinigen.

A5 – 4.6
Besonderheiten Elektroenergie 

Für die Erfassung des Verbrauches von Elektroenergie ist grundsätzlich nur der Verbrauch an Wirkstrom von Bedeutung. Der Verbrauch von Blindstrom und die damit zusammenhängenden Kosten werden nicht berücksichtigt.

Wird aktuell oder zukünftig ein Mittelspannungstransformator im Vertragsobjekt betrieben, so stellt der auf der Sekundärseite des Transformators erfasste Verbrauchswert die Berechnungsgrundlage dar.

A5 – 4.7
Witterungsbereinigung des Stromverbrauchs für „Nachtlüften“

[Eventualposition]

Werden Lüftungsanlagen an sommerlich warmen Tagen zur Vorkühlung der Räume eingesetzt, so ist der dadurch verursachte Stromverbrauch zum Endenergieverbrauch für Strom zu addieren. 

Der Korrekturwert errechnet sich aus der über die Gebäudeleittechnik aufgezeichneten Laufzeit der Lüftungsgeräte und der im Abnahmeprotokoll festgestellten, elektrischen Leistungsaufnahme der Lüftungsgeräte. (siehe Abschnitt A5-1.4.3, Berechnungsblatt „Lüftungsgeräte“)

A5 – 4.7
Besonderheiten Heizenergie

Erdgas

Bei volumetrischer Abrechnung (in m3) erfolgt eine Umrechnung in kWh mit dem auf der Rechnung des Wärmelieferanten angegebenen oberen Heizwert (Brennwert HS) in kWh/m3.

Der witterungsbereinigte Erdgasverbrauch im Kalenderjahr der Abrechnung wird sodann nach der Formel in Abschnitt A 5-4.4 berechnet.

Heizöl

Bei volumetrischer Abrechnung (in Liter oder m3) erfolgt die Umrechnung in kWh mit einem oberen Heizwert (Brennwert) von 10,63 kWh/Liter für Heizöl extraleicht.

Bei fehlender Ablesung der Tankfüllung am Anfang und am Ende des Kalenderjahres der Abrechnung erfolgt eine Schätzung des Verbrauchs.

Der witterungsbereinigte Heizölverbrauch im Kalenderjahr der Abrechnung wird sodann nach der Formel in Abschnitt A 5-4.4 berechnet.

Anlage 6: 


Ziele für die Qualität des Raumklimas

und

Kriterien für ihre Einhaltung sowie Umfang und Ablauf der Erfolgskontrolle

A6 – 0
Ermittlungsgrundlage für die Einhaltung der Qualität des Raumklimas 

A6 – 1
Kriterien für die Bestimmung der Qualität des Raumklimas 

A6 - 2
Zeitpunkt und Bedingungen für Messungen zur Prüfung der Qualität des Raumklimas 

A6 - 3
Messorte

A6 - 4
Garantiewerte und GarantieFunktionen

A6 - 5
Messinstrumente

A6 - 6
Messumfang bei Abnahme der Anlagen

A6 - 7
Kontinuierliche Messungen während des Anlagenbetriebs 

A6 - 8
Wiederkehrende Messungen zur Erfolgskontrolle 

A6 - 9
Messumfang bei Klagen der Nutzer

A6 - 10
Beschreibung eines Mangels

A6 - 11
Vorgehensweise bei Uneinigkeit über Messungen 
oder ihre Ergebnisse

A6 - 12
Kostenträgerschaft für Messungen und die Einschaltung eines neutralen Dritten

A6 - 13
Ablaufschema

Anlage 6 ist individuell an die Anlagentechnik im Vertragsobjekt anzupassen.

So ist beispielsweise die Messung der CO2-Konzentration in der Raumluft nur in Verbindung mit dem Betrieb von Lüftungsanlagen sinnvoll.

Blaue Zahlen in eckigen Klammern, z.B. [3], sind Anhaltswerte, die auf den Einzelfall angepasst werden müssen

A6 – 0
Ermittlungsgrundlage für die Einhaltung der Qualität des Raumklimas 

Die Einhaltung von Kriterien für die Qualität des Raumklimas wird ermittelt durch Messungen, die vom AN aus folgenden Anlässen durchgeführt werden:

-
bei (Teil-)Abnahme haustechnischer Anlagen(teile)

-
während des laufenden Betriebes durch Auslesen aus der Gebäudeleittechnik (GLT)

-
bei schriftlich begründetem Verdacht auf Nichterfüllung der Kriterien für die Qualität des Raumklimas innerhalb eines Zeitraumes von 4 Werktagen nach entsprechender Anzeige des AG und

-
im Rahmen der jährlich wiederkehrenden Erfolgskontrolle.

Die Rauminnentemperatur wird an allen Tagen des Jahres mit Hilfe der Gebäudeleittechnik (GLT) gemessen und protokolliert. Alle erfassten Temperaturen werden vom AN so aufbereitet, dass die Daten einem Ort und dem Zeitpunkt der Messung zugeordnet werden können. Die Daten werden dem AG vom AN zugänglich gemacht und über einen Zeitraum von [18] Monaten gespeichert, Abweichungen vom Sollwert sind in der Aufzeichnung kenntlich zu machen.

Die CO2-Konzentration in der Raumluft wird an allen Tagen des Jahres mit Hilfe eines CO2-Sensors der GLT gemessen. Die Messung erfolgt erstmals mit der funktionalen Abnahme haustechnischer Anlagen (Vertrag § 7-1) und dann wiederkehrend bei Nutzung der Räume und Betrieb der RLT-Anlagen.

Der Schallpegel (nach DIN 18041 2004-08 „Hörsamkeit in kleinen bis mittelgroßen Räumen“ und DIN 4109 1989-11-„Schallschutz im Hochbau) in den Räumen wird in Abwesenheit der Nutzer bei Vollbetrieb haustechnischer Anlagen gemessen. Die Messung erfolgt erstmals mit der funktionalen Abnahme haustechnischer Anlagen (Vertrag § 7-1) und nachfolgend gemäß den Bestimmungen dieser Anlage 6. 

Die Einhaltung der Beleuchtungsstärke nach DIN EN 12464-1 und DIN 5035-7 wird im gesamten Vertragsobjekt bei Abnahme der Anlagen und ohne Tageslichteinfluss gemessen. Die Messung erfolgt erstmals mit der funktionalen Abnahme haustechnischer Anlagen (Vertrag § 7-1) und nachfolgend nach den Bestimmungen dieser Anlage 6.

Die wiederkehrenden Messungen zur Erfolgskontrolle (A 6-8) werden vom AN durchgeführt und protokolliert. Dabei werden vom AN in allen Räumen unter den in dieser Anlage 6 genannten Bedingungen die für die Einhaltung der Bedingungen für die Qualität des Raumklimas relevanten Messdaten erhoben, ausgewertet und mit den Messdaten der GLT verglichen. 

A6 – 1
Kriterien für die Bestimmung der Qualität des Raumklimas 

Kriterien zur Bestimmung der Qualität des Raumklimas im Vertragsobjekt sind:

-
die Rauminnentemperatur in Aufenthaltsräumen,

-
die CO2-Konzentration in Aufenthaltsräumen mit Lüftungsanlage,

-
der aus dem Betrieb haustechnischer Anlagen zur Energieversorgung resultierende Schallpegel in den Aufenthaltsräumen und 

-
die Beleuchtungsstärke.

A6 - 2
Zeitpunkt und Bedingungen für Messungen 
zur Prüfung der Qualität des Raumklimas 

Temperatur:
[10] Minuten vor Nutzung und während der Nutzung

CO2-Konzentration:
vor Ende der Nutzungszeit des Aufenthaltsraumes, wenn der Aufenthaltsraum nach Raumliste (funktionale Ausschreibung) belegt ist

Schallpegel:
außerhalb der Nutzungszeit des Aufenthaltsraumes haustechnische Anlagen der Energieversorgung im Vollbetrieb

Beleuchtungsstärke:
Messungen ohne Tageslichteinfall.

A6-3
Messorte

Temperatur:
Rauminnenwand ohne direkte Sonneneinstrahlung, der Messort wird vom AN in Abstimmung mit AG vorgegeben

CO2-Konzentration:
Sensorort, üblicherweise im Abluftbereich

Schallpegel:
Raummitte

Beleuchtungsstärke:
gemäß DIN EN 12464 Ausgabe [Ausgabedatum], auf den Tischen [z.B. in der Schule auch an der Tafel von Klassenräumen] und auf dem Boden von Fluren und Treppenhäusern

A6-4
Garantiewerte und Garantie-Funktionen
Temperatur Aufenthaltsräume:

1.)
[+ 20]°C (Sollwert) vor Nutzungsbeginn und 


2.)
[+ 20]°C (Minimalwert) während der Nutzungsdauer

3) 
Ab einer Überschreitung der Solltemperatur um 1K: 


-
müssen die Heizventile geschlossen, 


-
muss die Wärmerückgewinnung außer Betrieb und 


-
muss die Lüftungsanlage auf maximale Außenluft gestellt sein.

4) 
Liegt die Rauminnentemperatur um [5 Uhr früh] über [22°C] und die Außenlufttemperatur um [4 K] oder mehr unter der Raumtemperatur, muss die Lüftungsanlage zur Vorkühlung der Räume mit max. Außenluftstrom betrieben werden. Die Lüftungsanlage ist bei Raumtemperaturen unter [20°C] wieder auszuschalten.

Temperatur Flure und Nebenräumen:


[+ 15°C] (Sollwert) vor Nutzungsbeginn und


[+ 15°C] (Minimalwert) während der Nutzungsdauer.

CO2-Konzentration:
[800 ppm] (Maximalwert nach Kategorie II DIN EN 15251) in Aufenthaltsräumen mit Lüftungsanlage bei vertragsgemäßer Belegung (gemäß Raumliste) und geschlossenen Fenstern, ausgehend von einer CO2-Konzentration in der Außenluft von [300 ppm] und Außentemperaturen > [-3°C] [Hinweis: bei Außentemperaturen von weniger als -3°C kann die Zulufttemperatur nicht mehr garantiert werden, wenn die Lüftungsanlagen keine Nacherhitzung der Zuluft ermöglicht]
Schallpegel:
[35] dB(A) (Maximalwert) aus dem Betrieb haustechnischer Anlagen zur Energieversorgung resultierende Schallpegel in jedem Aufenthaltsraum

Beleuchtungsstärke:
Einhalten der Mindestwerte aus DIN EN 12464-1 und DIN 5035-7 während der gesamten Vertragslaufzeit.

A6-5
Messinstrumente

Temperatur:
kalibrierter* Raumtemperatursensor +/- [0,2] K plus Aufzeichnung der Raum- und Außentemperatur über Anlage der Gebäudeleittechnik (GLT-Anlage)

CO2-Konzentration:
kalibrierter* CO2-Sensor über GLT-Anlage

Schallpegel:
kalibriertes Schallmessgerät

Beleuchtungsstärke:
kalibriertes Luxmeter

*    kalibriert bedeutet für fest installierte Sensoren, dass im Rahmen der Inbetriebnahme sowie vor Abnahme und im Rahmen wiederkehrender Messungen (A6-8) ein Abgleich der über die GLT angezeigten Messwerte mit einem externen kalibrierten Messgerät erfolgt.

A6-6
Messumfang bei Abnahme der Anlagen

Temperatur:
in jedem Raum 


1.   Kalibrierung der Sensoren


2.   Aufzeichnung der Raum-und Außentempera-


tur über Gebäudeleittechnik

CO2-Konzentration:
in jedem Raum mit Lüftungsanlage


1.   Kalibrierung der Sensoren


2.   Aufzeichnung der CO2-Werte  über Gebäudeleittechnik

Volumenstrom-

messung nach 

DIN EN 12559
Messung des Zuluftvolumenstromes der Lüftungsgeräte.

Schallpegel:
in jedem Raum, eine Messung nach DIN 12599 und IS02740, EN ISO 3746 und ISO 3747. Messgeräte nach DIN EN 60651. 

Beleuchtungsstärke:
Messungen nach DIN EN 12464-1 und Arbeits-stättenrichtlinie (ASR) 7/3

A6-7
Kontinuierliche Messungen während des Anlagenbetriebs 

An jedem Tag des Jahres sind an allen dafür in Frage kommenden Messpunkten die Parameter:

- Temperatur

- CO2-Konzentration

jede Minute einmal zu erfassen und alle 10 Minuten zu protokollieren. 
Darüber hinaus sind die wichtigen Betriebszustände zur Fahrweise der haustechnischen Anlagen im selben Rhythmus zu erfassen und zu protokollieren:

z.B.

-
Signal Bewegungssensor / Präsenzmelder

-
Heizkörper-Ventilpositionen

-
WRG-Position

-
Signal- Lüftung (stetig)

-
Vorlauftemperatur / Rücklauftemperatur je Heizkreis

-
Außentemperatur

-
Sonneneinstrahlung

-
Signal Heizungspumpe

-
Signal Fensterkontakte

-
Signal Beleuchtung

Die Messdaten werden dem AG vom AN zugänglich gemacht und von diesem über einen Zeitraum von [24] Monaten gespeichert,  Abweichungen vom Sollwert sind in der Aufzeichnung kenntlich zu machen.

Diese Daten der GLT sind vom AN so aufzubereiten, dass dem AG eine jederzeitige Einsichtnahme in die erhobenen Daten und deren Zuordnung zu Ort und Zeitpunkt der Messung möglich ist. Über eine Datenschnittstelle erhält der AG zudem die Möglichkeit, die Messdaten jederzeit ungehindert einzusehen.

A6-8
Wiederkehrende Messungen zur Erfolgskontrolle 

Über die kontinuierliche Erfassung und Aufzeichnung der Rauminnentemperatur hinaus sind in allen Räumen [2]-jährlich einmal Kontrollmessungen 

-
des Schallpegels,

-
zur Kalibrierung der Messfühler für Temperatur und 

-
zur Kalibrierung der Messfühler für die CO2-Konzentration

vom AN durchzuführen. Die Ergebnisse sind aufzuzeichnen und dem AG in Kopie zusammen mit den Wartungsprotokollen zu überlassen.

Im wiederkehrenden Abstand von [3] Jahren ist auch die Beleuchtungsstärke durch den AN in allen Räumen zu ermitteln, zu protokollieren und dem AG in Kopie zu überlassen.

A6-9
Messumfang bei Klagen der Nutzer

Klagen von Nutzern des Vertragsobjektes, welche die Inhalte dieses Vertrages betreffen, werden über den Ansprechpartner des AG an den AN weitergeleitet. Dadurch verursachte Messungen zur Prüfung eines vermuteten Mangels haben den folgenden Umfang:

Temperatur:
in den betroffenen Aufenthaltsräumen,
nach Vereinbarung zusätzlich mit Datenlogger 

CO2-Konzentration:
in den betroffenen Aufenthaltsräumen,
nach Vereinbarung zusätzlich mit Datenlogger

Schallpegel:
in den betroffenen Räumen

Beleuchtungsstärke:
in den betroffenen Aufenthalts- oder Nebenräumen

Abschnitt A-6.11 beschreibt die Vorgehensweise im Falle von Uneinigkeit bei der Durchführung von Messungen oder der Interpretation ihrer Ergebnisse.

A6-10
Beschreibung eines Mangels

Ein Mangel wird in den folgenden Fällen festgestellt:

Temperatur:
Nicht-Einhaltung der Garantiewerte (A6-4)

CO2-Konzentration:
Überschreitung des zulässigen Maximalwertes (A6-4) bei Außentemperaturen > [-3]°C

Schallpegel:
Überschreitung des zulässigen Maximalwertes (A6-4)

Beleuchtungsstärke:
Unterschreitung der Beleuchtungsstärke (A6-4)

A6-11
Vorgehensweise bei Uneinigkeit über Messungen 
oder ihre Ergebnisse

Für den Fall, dass Uneinigkeit zwischen AG und AN über Umfang oder Art der Messungen, deren Ergebnisse oder deren Bewertung besteht, wird durch die Vertragsparteien ein Sachverständiger gemeinsam als QS-Stelle bestimmt. 

Die gemeinsame Festlegung erfolgte vor Vertragsbeginn. Als QS-Stelle benannt wird: [Name der QS-Stelle].

Seine Aufgabe ist es, die Messungen mit eigenen Geräten auf der Grundlage der vorstehenden Bestimmungen durchzuführen und zu bewerten. 

Das Ergebnis der Prüfung der QS-Stelle wird von beiden Partnern anerkannt.

A6-12
Kostenträgerschaft für Messungen und die Einschaltung eines neutralen Dritten

Die Kosten für gesondert veranlasste Messungen vor Ort nach den Abschnitten A6-6 (Abnahme der Anlagen), A6-7 (Kontinuierliche Messungen während des Anlagenbetriebs) und A6-8( Wiederkehrende Messungen zur Erfolgskontrolle) werden grundsätzlich vom AN übernommen.

Die Kosten für gesondert veranlasste Messungen vor Ort nach A6-9 (Klagen der Nutzer) und für Messungen, die durch einen gemeinsam ausgewählten Dritten vor Ort durchgeführt werden (A6-10), trägt der Verursacher, das heißt, bei berechtigter Klage zahlt der AN sonst der AG. 

A6-13
Ablaufschema
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Anlage 7: 
Formblätter des Auftraggebers zur Vertragserfüllungsbürgschaft

A7 - 1
Formblatt:

:

:

A7 - x
Formblatt:

A7 – 1
Formblatt:
[Formblatt]
Formblätter entsprechend individueller Vorgabe des Auftraggebers

A7 – x
Formblatt:
[Formblatt]
Anlage 8: 
Begriffsbestimmungen 

technische Anlagen,
alle körperlichen Gegenstände, die der AN als Investitionen in das Vertragsobjekt einbringt, gleich, ob es sich dabei um wesentliche Bestandteile im Sinne der §§ 93, 94 BGB oder um Zubehör im Sinne des § 97 BGB handelt, auch EDV-Programme, ausgenommen aber Scheinbestandteile im Sinne des § 95 BGB (siehe „Planung / Engineering“ in diesem Anhang).

Neuanlagen,

alle technischen Anlagen(teile) der Heizungs-, Lüftungs- und Beleuchtungstechnik [sowie kälte- und labortechnische Anlagen] nebst zugehörigen Einrichtungen der Regeltechnik, welche vom AN geplant, installiert und betrieben werden

vorhandene Anlagen, Altanlagen,

alle technischen Anlagen(teile) der Heizungs-, Lüftungs- und Beleuchtungstechnik [sowie kälte- und labortechnische Anlagen] nebst zugehörigen Einrichtungen der Regeltechnik, welche sich bei Vertragsbeginn im Vertragsobjekt befinden. Sie werden spätestens mit Inbetriebnahme der Neuanlagen stillgelegt.

dauerhaft übernommene Altanlagen

alle technischen Anlagen(teile) der Heizungs-, Lüftungs-, Beleuchtungs- oder Labortechnik [sowie kälte- und labortechnische Anlagen] oder Anlagen(teile) der MSR-Technik, welche nach Stilllegung der Altanlagen(teile) fortgesetzt alleine oder in Kombination mit Neuanlagen betrieben werden.

energetische Sanierung,
die Reparatur oder Erneuerung von Bauteilen oder Anlagenteilen zum Zwecke der Verminderung des Energieverbrauches.

Planung/Engineering
alle Leistungen des AN, die als Ingenieur- oder Architektenleistung anzusehen sind, einschließlich Leistungen der Inbetriebnahme oder gebotene Mängeluntersuchungen. Aufzuführen sind hier ferner Scheinbestandteile im Sinne des § 95 BGB, soweit diese nach Vertragsende wieder entfernt werden sollen sowie Baubehelfe jeder Art.

Funktionserhalt, 

alle Maßnahmen, ohne Ersatzinvestitionen, welche Betrieb und Wartung vorhandener Anlagen bis zu deren Stilllegung infolge der Installation neuer Anlagen sicherstellen.

Modernisierung,
Umbau vorhandener Anlagen(technik) unter Einbindung oder Zuhilfenahme dauerhaft verbleibender Altanlagen 

Neuinstallation,
Planung und Installation neuer Anlagen(teile).

Betriebsführung,
die Pflichten der Betriebsführung und damit verbundener Aufgaben sind Gegenstand des § 8 im Vertragstext und der Anlage 10.

Instandhaltung,
die Instandhaltung beinhaltet alle mit der Inspektion, der Wartung, der Instandsetzung und der Dokumentation dieser Tätigkeiten verbundenen Aufgaben und wird in der Anlage 10 detailliert erläutert.

Anlage 9: 
Investitionskosten, Grundvergütung, Baukostenzuschuss

9.1.
Investitionskosten:
Gliederung, Folgen der Unterschreitung, Preisgleitklausel 

9.2
Grundvergütung:
Preisgleitklauseln, Zahlungsmodus

9.3
Baukostenzuschuss:
Fälligkeit und Forfaitierung

A9 – 1
Investitionskosten

A9-1.1
Investitionskosten:
Gliederung nach Kostengruppen

Die nachfolgende Tabelle (Tab. A9-1) enthält die vom AN anzugebende Gliederung seiner Investitionskosten entsprechend den Kostengruppen (nach DIN 267) als Netto- und Bruttobeträge.

Diese Aufteilung macht die Aufteilung der Investitionskosten transparenter und ermöglicht die Abrechnung des Baukostenzuschusses in Teilbeträgen, z.B. im Falle von Teilabnahmen im Vertragsobjekt.


[image: image11.emf]Kostengruppe

nach DIN 276

Kosten ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt. ohne MWSt. mit MWSt.

Bauteil 1 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Bauteil 2 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Summen: 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Tab 1: Schlüsselung der Investitionskosten (Netto und Brutto) nach Bauteilen und Kostengruppen entsprechend den Funktionalausschreibungen
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Tab A9 -1:
Schlüsselung der Investitionskosten (netto und brutto) nach Bauteilen und Kostengruppen entsprechend 
der Funktionalausschreibung

A9 – 1.2
Unterschreitung der Investitionen für technische Anlagen

Hat der AN die versprochene Investitionshöhe in Summe aller Gewerke und Gebäudeteile zum Stichtag nicht erreicht und erreicht er diese auch nicht binnen einer vom AG schriftlich gesetzten angemessenen Nachfrist, kann der AG bis zum Vertragsende (Vertrag § 17–3) den Baukostenzuschuss (Vertrag § 13-2) um den v. H.-Satz herabsetzen, um den der AN die vereinbarte Investitionshöhe  für technische Anlagen unterschritten hat. 

A9 – 1.3
Prüfmaßstab für Investitionshöhe und -struktur

Ausschließlicher Maßstab für die Prüfung der Frage, ob der AN die vertraglich versprochene Gesamtinvestition eingebracht und die geschuldete Investitionsstruktur eingehalten hat, sind die im Rahmen der Abnahme gemäß § 7 -1 des Vertragstextes festgestellten tatsächlichen Leistungen im Vergleich mit dem vertraglich vereinbarten Leistungsumfang.

A9 – 1.4
Geltendmachung der Minderungsansprüche und Gegenrecht des AN

Die in Abschnitt A9 -1.3 beschriebene Herabsetzung tritt mit Ablauf der angemessenen Nachfrist nicht automatisch ein, sondern erst mit Zugang einer gesonderten schriftlichen Erklärung des AG, dass der Anspruch geltend gemacht wird. Die Erklärung ist nur wirksam, wenn sie nach fruchtlosem Ablauf der Nachfrist zugegangen ist, andernfalls muss sie wiederholt werden.

Im Übrigen bleibt es dem AN unbenommen, darzulegen und zu beweisen, dass der wirtschaftliche Nachteil für den AG geringer ist, als der sich aus der Berechnung gemäß A9 -1.3 ergebende Wert. 

A9 – 1.5
Leistungsanforderungsrecht des AG

Der AG ist sowohl vor als auch nach Beginn der Übernahme des Betriebes der vom AN neu installierten Anlagen bis zum Vertragsende jederzeit berechtigt, durch einseitige schriftliche Erklärung die Ausführung solcher Investitionen zu verlangen, die der AN im Rahmen seines Angebotes ausgewiesen hat. Dies gilt nicht, wenn der AN aus sachlichen Erwägungen statt den in dem Angebot ausgewiesenen Investitionen in Zielsetzung, Nachhaltigkeit und Qualität mindestens gleichwertige technische Anlagen zur Erreichung der garantierten Verbrauchs- und Emissionswerte vornimmt, nachdem er zuvor die diesbezüglich notwendige, schriftliche Einverständniserklärung des AG eingeholt hat. Diese kann der AG nur ablehnen, wenn die Ablehnungsgründe des AG so gewichtig sind und das Interesse des AN an der von ihm vorgeschlagenen Durchführung nach den Grundsätzen von Treu und Glauben so nachhaltig überwiegen, dass ein Festhalten des AN an der Maßnahme unbillig wäre. 

Lehnt der AN die Erfüllung einer berechtigt verlangten Leistung ab oder wird sie aus anderen vom AN zu vertretenden Gründen nicht erbracht, so kann der AG insoweit sämtliche vertragliche und gesetzliche Ansprüche geltend machen.

A9 – 1.6
Investitionskosten:
Preisgleitklauseln 

Preisgleitklauseln für Investitionskosten sollten im Bedarfsfall und nur für Bauvorhaben mit längerer Bauphase (> 1,5 Jahre) vereinbart werden

[Der gesamte Abschnitt ist eine Eventualposition]

Die Investitionskosten unterliegen infolge der mehrjährigen Bauzeit der Preisanpassung unter folgenden Maßgaben:

-
bis zum Ablauf der ersten 365 Tage nach Vertragsbeginn (Vertrag § 17 -1) findet keine Preisanpassung für die Investitionskosten statt,

-
für die Planungsleistungen (KGR 700) erfolgt keine Preisanpassung,

-
Investitionen werden nach Teil- oder Endabnahme (Vertrag § 7) vorerst entsprechend den Angebotspreisen des AN, welche diesem Vertrag zugrunde liegen, abgerechnet,

-
nachschüssig wird für alle Investitionen des AN in einem Kalenderjahr ab [Kalendermonat] des Folgejahres die Preissteigerung oder Preissenkung für das Kalenderjahr, in welchem die Investitionen getätigt wurden, mit Hilfe der nachfolgend dargestellten Indizes berechnet und vergütet,

-
Bezugsgrößen sind die (ab [Kalendermonat, Kalenderjahr] veröffentlichten) durchschnittlichen Preisindizes für das Jahr [Kalenderjahr, Basisjahr], 

-
maßgeblich sind die durchschnittlichen jährlichen Preissteigerungsraten zwischen dem Vertragsbeginn und dem Baubeginn des jeweiligen Bauteils,

-
der AN legt die entsprechenden Berechnungen ab [Kalendermonat] des auf die Investitionen folgenden Jahres vor, d.h., ab [Kalendermonat, Kalenderjahr] wird erstmals mit Hilfe der durchschnittlichen Preisindizes für [vorausgehendes Kalenderjahr] die Preisänderung gegenüber dem Basisjahr [Kalenderjahr, Basisjahr] berechnet und vergütet,

Voraussetzung für die Abrechnung der Mehr- oder Minderkosten gemäß folgender Preisgleitklausel sind:

1. das Vorliegen aller in den folgenden Formeln zur Preisänderung benötigten Indizes für das Jahr, in welchem die Investitionen getätigt wurden, und

2. die Vorlage von exakten und vom AG bestätigten Teil- oder Endrechnungen des AN für erbrachte Leistungen in dem Zeitraum, für den die Preisanpassung erfolgen soll.

Dem AN steht eine Nachtragszahlung für im Vorjahr getätigte Investitionen zu, wenn der Preisänderungsfaktor gegenüber [Kalenderjahr, Basisjahr] gestiegen ist, ein gegenüber [Kalenderjahr, Basisjahr] verringerter Preisänderungsfaktor führt zu einer Vergütung der im Vorjahr zu viel geleisteten Zahlungen des AG.

Die an die Preis- und Kostenentwicklung angepassten Kosten für Investitionen werden wie folgt ermittelt: 

KB = KB0 * fGI
dabei sind:

KB
=
Investitionskosten im betrachteten Kalenderjahr

KBO
=
Investitionskosten bei Vertragsabschluss ([Kalenderjahr, Basisjahr])

fGB
=
Preisänderungsfaktor der Investitionskosten

Preis- und Kostenänderungsfaktor für Investitionen: fGB
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Es bedeuten:

L =
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe; Handel; Kredit- und Versicherungsgewerbe nach Wirtschaftszweigen, Tabelle 5 (Lange Reihe), Tabelle 5.1 (Deutschland (gesamtes Bundesgebiet), WZ-Nr. F452 „Baugewerbe“, Fachserie 16, Reihe 2.1., Jahresdurchschnittswert für das gesamte Jahr, in dem die Investitionen getätigt wurden, erstmals für das Jahr [Kalenderjahr] 


Quelle:
Statistisches Bundesamt:



Verdienste und Arbeitskosten, Arbeitnehmerverdienste im Produzierenden Gewerbe und Dienstleistungsbereich

L0 =
Bezugswert des Bruttomonatsverdienstes entsprechend vorgenannter Angaben, Basiswert: Jahresdurchschnitt [Kalenderjahr, Basisjahr] 

I =
Jeweiliger Preisindex, Jahresdurchschnittswert, für Bauwerke in [Bundesland], Kennziffer [Kennziffer];
Tabelle Nr.[Nummer], (Preisindizes für Nichtwohngebäude und sonstige Bauwerke in [Bundesland], einschl. Umsatzsteuer), Spalte [z.B. Bürogebäude]

Quelle:
[Bundesland] Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung



Preisindizes für Bauwerke in [Bundesland]
I0 =
Bezugspreisindex entsprechend vorgenannter Angaben [Kennziffer, wie vorstehend] Basiswert: Jahresdurchschnitt [Kalenderjahr, Basisjahr] 

Zuordnung zum Bundesland herstellen

Die Ausgangswerte sind:

KB0
=
……………..,-  €
(Eintrag laut Bieterangebot)

L0 
=
……………..,-  €
([Kalenderjahr] veröffentlichter 
Durchschnittswert für das Jahr [Kalenderjahr, Basisjahr])

I0.
=…   …………..,-  €
([Kalenderjahr] veröffentlichter Durchschnittswert für das Jahr [Kalenderjahr, Basisjahr]

A9 - 2
Grundvergütung
A9 – 2.1
Grundvergütung:
Gliederung
Die Grundvergütung gliedert sich nach den Einzelnen Gewerken wie folgt: 
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Gewerk



   Grundvergütungsart

Wärme-

versorgungs-

anlagen



Lufttechnische 

Anlagen



Laboreinrichtungen,

Lufttechnische

Anlagen

Beleuchtungs-

anlagen



Gebäude-

automation



Sonstige Maßnahmen 

für technische Anlagen

Summen

Kostengruppe

nach DIN 276

420 430 A 430 B 445 480 490

Kosten ohne MWSt. ohne MWSt. ohne MWSt. ohne MWSt. ohne MWSt. ohne MWSt. ohne MWSt.

Grundvergütung  A

(Betrieb und Wartung

von Altanlagen)

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Grundvergütung  B

(Betrieb der Neuanlagen)

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Grundvergütung  E

(Instandsetzung mit Ersatzin-

vestitionen der Neuanlagen)

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Grundvergütung  I

(Kapitaldienst für Investitionen)

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Summen: 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum xy, z.B. 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)


Tab. A9 -2:  Grundvergütung (ohne MWSt.) gem. § 10 - 1 Werkvertrag zum Erfolgscontracting für [Vertragsobjekt]
A9 – 2.2
Grundvergütung:
Zahlungsmodus und Schlussrechnung für den Abrechnungszeitraum

Grundvergütung A ist ggf. Eventualposition

Gezahlt wird die Grundvergütung als Abschlag für den laufenden Abrechnungszeitraum (§ 13 -3.3 des Vertragstextes) auf Monate umgerechnet anteilig nachträglich.

Die (anteilige) Grundvergütung A ist fällig bis zur (Teil-)Abnahme von Neuanlagen. Sie wird fällig ab Vertragsbeginn und reduziert sich nach und nach infolge der Stilllegung von Anlagen.

Die Zahlungen der Grundvergütungen B und E haben die Inbetriebnahme und (Teil -)Abnahme von Neuanlagen zur Voraussetzung.

Die Grundvergütung ist dem AG vom AN prüfbar und aufgeschlüsselt auf die 4 Teilbeträge (A, B, E, I) in Rechnung zu stellen. 

Die prüfbare Schlussrechnung eines Abrechnungszeitraumes (A9.2.4) beinhaltet zudem:

-
die gemessenen Energieverbräuche, getrennt für Heizenergie und elektrische Energie (Vertrag § 10-2),

-
die Umrechnung der gemessenen Verbräuche in bereinigte Endenergieverbräuche (Vertrag § 10 -2) und

-
die Darstellung des zugehörigen Rechenweges.

Diese Schlussrechnung eines Abrechnungszeitraumes (A9.2.4) ist bis spätestens drei Monate nach Ablauf des maßgeblichen Abrechnungszeitraums durch den AN zu übermitteln. Bezüglich der Prüfung und Begleichung der Schlussrechnung durch den AG gelten die Regelungen des § 16 Nr. 3 Abs. 1 der VOB/B.

Abschlagsrechnungen werden 18 Werktagen nach Zugang gemäß § 16 Nr. Abs. 3 VOB/B fällig. 

Die Zahlungen der Grundvergütung B verstehen sich als a - Kontozahlungen, auf die der AN endgültigen Anspruch hat nach Feststellung der Einhaltung der von ihm gegebenen Garantien. Diese Feststellung erfolgt einmal pro Abrechnungszeitraum (A9.2.4) in Zusammenhang mit der Schlussrechnung und ihrer Prüfung durch den AG.

A9-2.3
Grundvergütung:
Preisgleitklauseln 

Grundsätzlich können auch andere Bezugswerte für die Preisgleitklauseln vereinbart werden

 [1. Absatz: Eventualposition] Für die Grundvergütungen A und I erfolgt keine Preisanpassung über die Laufzeit des Vertrages. 

Die Grundvergütungen B und E unterliegen der Preisanpassung unter folgender Maßgabe:

Der AN passt die Grundvergütungen B und E bei Veränderung der Instandhaltungs- und Lohnkosten über die nachfolgenden Preisänderungsfaktoren an. Die jeweilige Grundvergütung B wird wie folgt ermittelt:

GB = GB0 * fGB
GE = GE0 * fGB
dabei sind:

GB
=
Grundvergütung B im jeweiligen Jahr

GB0
=
Grundvergütung B bei Vertragsbeginn

GE
=
Grundvergütung E im jeweiligen Jahr

GE0
=
Grundvergütung E bei Vertragsbeginn

fGB
=
Preisänderungsfaktor der Grundvergütungen B und E

Der Preisänderungsfaktor für die Grundvergütungen B und E (fGB) wird einmal jährlich zum 1. Juli auf den Durchschnitt im 1. Quartal desselben Kalenderjahres angepasst und mit der Abrechnung für den Juli bekanntgegeben. Die Berechnung der neuen Preise ist mit Hilfe der Preisgleitklauseln und Nennung der Faktoren durch den AN nachvollziehbar darzustellen.

Preisänderungsfaktor für den Grundpreis: fGB
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Es bedeuten:

L
=
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe; Handel; Kredit- und Versicherungsgewerbe nach Wirtschaftszweigen, Tabelle 5 (Lange Reihe), Tabelle 5.1 (Deutschland (gesamtes Bundesgebiet), WZ-Nr. F452 „Baugewerbe“, Fachserie 16, Reihe 2.1., im 1. Quartal des aktuellen Kalenderjahres



Quelle:
Statistisches Bundesamt:




Verdienste und Arbeitskosten, Arbeitnehmerverdienste im Produzierenden Gewerbe und Dienstleistungsbereich

L0
=
Bezugswert des Bruttomonatsverdienstes entsprechend vorgenannter Angaben, Basis wert: [Quartal 1 -4]. Quartal [Basisjahr]
I =
Jeweiliger Preisindex, Jahresdurchschnittswert des vorangegangenen Kalenderjahres , für Bauwerke in [Bundesland], Kennziffer [Kennziffer]; Tabelle Nr.[Nummer], (Preisindizes für Nichtwohngebäude und sonstige Bauwerke in [Bundesland], einschl. Umsatzsteuer), Spalte [z.B. Bürogebäude]


Quelle:
[Bundesland] Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung




Preisindizes für Bauwerke in [Bundesland]
I0 =
Bezugspreisindex entsprechend vorgenannter Angaben [Kennziffer, wie vorstehend] Basiswert: Jahresdurchschnitt [Kalenderjahr, Basisjahr] 

Die Ausgangswerte sind:

GB0
=
……………..,- €
(Eintrag laut Bieterangebot)

GE0
=
……………..,- €
(Eintrag laut Bieterangebot)

L0 
=
……………..,- €
(Durchschnittswert für das Kalenderjahr [Kalenderjahr, Basisjahr])

I0.
=
……………..,- €
(Durchschnittswert für das Jahr [Kalenderjahr, Basisjahr])

Zuordnung zum Bundesland herstellen und Ausgangswerte eintragen

A9 – 2.4
Grundvergütung:
Abrechnungszeitraum und leistungsabhängige Vergütung

Der Zeitraum für das Abrechnungsjahr kann angepasst werden

Alle Abrechnungen und sonstigen Berechnungen nach diesem Vertrag erfolgen grundsätzlich bezogen auf 12 zusammenhängende Monate und reichen vom [1. Juli bis zum 30. Juni] des Folgejahres.

Soweit Laufzeiten dieses Vertrags zu Beginn oder Ende nicht mit diesem Zeitabschnitt identisch sind, werden Abrechnungen anteilig vorgenommen:

-
für die Grundvergütungsteile A, E, I zeitanteilig und

-
für die leistungsabhängige Grundvergütung B nach Prüfung einzuhaltender Qualitäten und Garantien. Hierzu werden Wärmeverbräuche anteilig nach den Gradtagszahlen der auf den jeweiligen Zeitraum entfallenden Vertragsmonate hochgerechnet, Stromverbräuche zeitanteilig. 

A9-3
Baukostenzuschuss: Fälligkeit und Forfaitierung

A9 – 3.1
Baukostenzuschuss:
Fälligkeit 

Der Baukostenzuschuss wird anteilig zur Zahlung fällig nach Abnahme bzw. Teilabnahme gemäß § 7 und prüfbarer Rechnungsstellung durch den AN.

Nach Teilabnahmen werden entsprechend dem Baufortschritt, maximal jedoch 80 % des auf die fertiggestellte Leistung anteilig entfallenden Baukostenzuschusses ausgezahlt, die verbleibenden 20 % werden fällig nach Endabnahme (§ 7) eines Bauteiles und prüfbarer Rechnungsstellung durch den AN.

Werden keine Teilabnahmen vereinbart, so können Zwischenrechnungen nach Baufortschritt vereinbart werden, welches es dem AN ermöglichen, bis zu 80 % seiner Leistungen in Rechnung zu stellen.

A9 – 3.2
Forfaitierung

Die Forfaitierung ist im Einzelfall anzupassen

 [Eventualposition] 

Dem AN ist es gestattet, [Prozentsatz] % der Grundvergütung I, entsprechend § 13-3 dieses Vertrags, zur Deckung der bei ihm im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages anfallenden Investitionskosten an ein Finanzierungsunternehmen zu verkaufen.

Dieser Anteil der Grundvergütung beträgt monatlich 
[Betrag],- € netto. 

Das Finanzierungsunternehmen wird dem AG die Abtretung anzeigen. Der AN erteilt dem Finanzierungsunternehmen die Ermächtigung zur Anzeige der Abtretung. Bis auf Widerruf des Finanzierungsunternehmens ist der AG weiterhin verpflichtet, die an das Finanzierungsunternehmen abgetretenen Ansprüche an den AN zu leisten, der insoweit zum Inkasso bevollmächtigt ist. 

Der AG wird gegenüber dem Finanzierungsunternehmen in Bezug auf die verkauften Forderungen einen Einrede- und Einwendungsverzicht, einschließlich des Verzichts auf die Einreden der Aufrechnung und Zurückbehaltung erklären. Minderungsansprüche wegen Überschreitens garantierter Verbrauchswerte nach § 12 -1  des Erfolgscontracting-Vertrags wird der AG ausschließlich gegenüber dem AN, nicht aber gegenüber dem Finanzierungsunternehmen erheben. Der AG wird dem Finanzierungsunternehmen auf dessen Anforderung hin den genehmigten Haushaltsplan bzw. bei dessen Veröffentlichung die Mitteilung über die Fundstelle zur Verfügung stellen.

Anlage 10: 

Pflichten des Auftragnehmers beim Betrieb der Anlagen

A 10-1
Funktionserhalt, Betriebsführung und Wartung vorhandener Altanlagen

A 10-2
Betriebsführung neuer Anlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen durch den AN

A 10-3
Inhalte der Betriebsführung

A 10-4
Instandhaltung

A 10-5
Schnittstellen für die Instandhaltung

A 10-6
Monitoring und Weitergabe der Energieverbräuche und Messdaten

A 10-7
Schulungen und Know-how-Transfer

A10 - 1
Funktionserhalt, Betriebsführung und Wartung vorhandener Altanlagen

ggf. anpassen

Der AN übernimmt mit Vertragsbeginn (Vertrag § 17 -1) den Betrieb und die Wartung sämtlicher vorhandener Anlagen zur Heizungs- und Lüftungstechnik [sowie kälte- und labortechnischer Anlagen], inklusive des Funktionserhaltes und der Betriebsführung. 

Mit der schrittweisen Stilllegung dieser Bauteile infolge der Abnahme und Inbetrieb -nahme neuer Anlagen der Heizungs- und Lüftungstechnik endet diese Verpflichtung zugunsten der in Abschnitt A10-2ff. beschriebenen Betriebsführung der Neuanlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen.

Die Betriebsführung vorhandener Altanlagen erfolgt auf Mindestniveau. Der AG trägt die erforderlichen und angemessenen Investitionskosten für die Altanlagen nach Rücksprache mit dem AN.

Der AG überlässt dem AN die vorhandenen Altanlagen der Heizungs- und Lüftungstechnik in dem Zustand, wie sie stehen und liegen. Dem AN wurde im Rahmen des Vergabeverfahrens Gelegenheit gegeben, diesen Zustand zu untersuchen.

Die vorhandene Beleuchtungstechnik wird vom AG betrieben und gewartet bis zu ihrer Demontage durch den [AN, AG]. 

Die Betriebsführung der Altanlage wird mit der Inbetriebnahme neuer Anlagen(teile) nach und nach reduziert. Für in diesem Zusammenhang notwendige Provisorien und Bauzwischenzustände gilt im Vertragstext § 13-1.7.

A10 - 2
Betriebsführung neuer Anlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen durch den AN

Text eventuell gemäß dem tatsächlich technischen Sanierungsumfangs anpassen

Vom AN neu installierte Anlagen zur Wärmeversorgung, Beleuchtungstechnik, Lüftungstechnik [sowie kälte- und labortechnische Anlagen] und aller zugehörigen Einrichtungen der MSR- und Gebäudeleittechnik gehen nach der Inbetriebnahme und nachfolgender Teil- oder Endabnahme ebenfalls in die Betriebsführung des AN über. Den Neuanlagen gleichgestellt werden die dauerhaft übernommenen Altanlagen.

Für die Betriebsführung neu installierter Anlagen(teile) und dauerhaft übernommener Altanlagen gelten die in den nachfolgenden Abschnitten genannten Grundsätze.

Mit der Betriebsführung der Neuanlagen und der dauerhaft übernommenen Altanlagen verbindet sich die Pflicht für den AN zur Einhaltung von Kriterien, welche an den Endenergieverbrauch (§ 10) und die Qualität des Raumklimas (§ 11) gestellt werden.

A10 - 3
Inhalte der Betriebsführung 

Text eventuell an den tatsächlichen Sanierungsumfang anpassen

Dem AN obliegt die Betriebsführung aller 

-
heizungs-, 
-
lüftungs- und 
-
beleuchtungstechnischen Anlagen 

-
[sowie kälte- und labortechnische Anlagen]

mitsamt der kompletten MSR-Technik im Vertragsobjekt im Umfang des Leistungsbildes (Anlage 2). Damit übernimmt der AN die Pflichten zur Aufrechterhaltung der bestimmungsgemäßen Nutzbarkeit dieser Anlagen und insbesondere 

-
die Sicherstellung der dauerhaften Funktionsfähigkeit,

-
die Funktionserfüllung sämtlicher Bauteile und technischer Anlagen,

-
die Vermeidung von Gefährdungen aller Art und

-
die Einhaltung aller gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen.

Daneben trägt der AN die wirtschaftliche Verantwortung für die Anlagen der 

-
Heizungs-, 

-
Lüftungs- 

-
[kälte- und labortechnische Anlagen sowie]

-
Beleuchtungs- und 

-
MSR-Technik 

und macht ggf. auftretende Mängelansprüche gegenüber Herstellern oder Lieferanten ebenso geltend wie eventuelle Ersatzansprüche gegenüber Versicherungen zur Sicherstellung der Wertbeständigkeit der Anlagen.

Im Einzelnen verbinden sich mit der Betriebsführung insbesondere die folgenden Pflichten für den AN:

1. Bedienen


z.B.:


-
Übernahme der Anlagen


-
Stellen, Schaltern, Steuern, Regeln


-
Überwachen


-
Störungen beheben


-
Verbrauchsstoffe auffüllen, Filter erneuern


-
Optimieren im laufenden Betrieb (z.B. Anpassen der Steuerung an die Raumnutzungszeiten)


-
Vermeiden von Schäden am Gebäude oder seinen Anlagen


-
Verbrauchswerte erfassen 


-
Verbrauchswerte auf Plausibilität prüfen


-
Verbrauchswerte dem AG zugänglich machen


-
Mängelansprüche verfolgen.

2. Wiederkehrende Prüfungen (z.B. Brandschutzklappen, hygienische und energetische Inspektion lüftungstechnischer Anlagen) im Bedarfsfall durchführen.

3. Verbrauchserfassung der Strom- und Wärmeverbräuche und monatliche Rechnungsstellung an den AG mit Ausweisen der Kosten.

4. Mit Aufgaben der Betriebsführung beauftragt werden dürfen ausschließlich für diesen Zweck ausgebildete und in die Anlagentechnik des Vertragsobjektes eingewiesene Mitarbeiter des AN bzw. AG oder vom AN beauftragte Dritte, welche diese Voraussetzungen erfüllen. 

Die Betriebsführung ist vom AN durch Protokolle der Inspektions- und Wartungsarbeiten zu dokumentieren. Die Protokolle zur Betriebsführung sind dem AG zusammen mit der Schluss -rechnung eines Abrechnungszeit -raumes vorzulegen und in Kopie zu überlassen.

Störmeldungen der Anlagentechnik sind von den GA-Anlagen automatisch an den AN zu melden.

A10 - 4
Instandhaltung

ggf. anpassen

Der AN übernimmt ferner für Neuanlagen und dauerhaft übernommene Altanlagen die Instandhaltung aller heizungs -, lüftungs- und beleuchtungstechnischen [sowie kälte- und labortechnischen] Anlagen mitsamt der kompletten MSR-Technik im Vertragsobjekt ab Übernahme des Anlagenbetriebs der Neuanlagen und dauerhaft übernommener Altanlagen (Vertrag §17-2) bis zum Vertragsende (Vertrag §17 -3) im Sinne der DIN 31051.

Instandhaltung im Sinne dieses Vertrags umfasst alle Maßnahmen zur

· Feststellung und Beurteilung des Ist-Zustandes (Inspektion), 

· Bewahrung des Sollzustandes (Wartung),

· Wiederherstellung des Soll-Zustandes (Instandsetzung) und

· Dokumentation aller Maßnahmen der Instandhaltung an Anlagen der Strom-und Wärmeversorgung im Vertragsobjekt.

Die Pflicht der Instandhaltung gilt zum einen für dauerhaft übernommene Altanlagen und zum anderen für alle Neuanlagen.

[Eventualposition:]

Dabei werden die Kosten zwingend notwendiger Instandsetzungen für dauerhaft übernommene Altanlagen in folgenden Fällen vom Auftraggeber übernommen:

-
für [Aufzählung der Altanlage, z.B. vorhandenes Rohrleitungsnetz] 

Voraussetzung für die Kostenübernahme durch den AG ist, dass ihm vom AN zuvor ein entsprechend aufgeschlüsseltes Kostenangebot vorgelegt wurde und der AG der Ausführung dieser Arbeiten vor Beauftragung schriftlich zugestimmt hat.

Ist die Instandsetzung einer defekten oder die Zielwerte verfehlenden Anlage nicht möglich, so ist der AN zur Ersatzvornahme dieser Anlage oder defekter Einzelteile verpflichtet.

Die Inspektionen der Anlagentechnik im Umfang des Leistungsbildes in Anlage 2 wird vom AN mindestens einmal pro Abrechnungszeitraum durchgeführt.

Die Lüftungsanlagen sind gemäß VDI 6022 zu warten. Die kompletten Luftfilter aller Lüftungsgeräte sind mindestens [Anzahl der Filterwechsel pro Jahr]-mal jährlich durch den AN zu erneuern. 

Dokumentationen und Protokolle der Instandsetzungsarbeiten sind dem AG zusammen mit der Schlussrechnung eines Abrechnungszeitraumes vorzulegen und in Kopie zu überlassen.

A10 - 5
Schnittstellen für die Instandhaltung 

Einen Überblick über die vom Contractor erwarteten Investitions- und Serviceleistungen liefert das Leistungsbild in Anlage 2. Daraus ergeben sich auch die Schnittstellen der Zuständigkeit für die Instandhaltung. Schnittstellen der Instandhaltung werden in der Schnittstellenliste der Anlage 2 vereinbart.

[Eventualposition: Warmwasser:

Vereinbarung, welche Anlagen(-teile) nicht oder welche Anlagen(-teile) zusätzlich vom AN instandzuhalten sind.]

Schnittstellen zur Sanitärinstallation sind [z.B. die Ein- und Ausgänge der Trinkwasserleitungen an der Frischwasserstation mit den eingebauten Trinkwasser-Wärmeübertragern. Die Frischwasserstationen und damit verbundene Pflichten der Instandhaltung fallen damit in den Leistungsbereich des AG.]

A10 – 6
Monitoring und Weitergabe der Energieverbräuche und Messdaten

Die Daten der Gebäudeleittechnik (GLT) sind vom AN so aufzubereiten, dass dem AG eine jederzeitige Einsichtnahme in die erhobenen Daten und deren Zuordnung zu dem jeweiligen Messpunkt sowie dem Zeitpunkt der Messung möglich ist.

Der AN stellt dem AG folgende in der GLT-Zentrale gesammelten Werte in digitalisierter Form zur Verfügung: 

· Energieverbräuche, auch von einzelnen Anlagen oder Gebäudeteilen,

· Temperaturverläufe in jedem Raum mit installierter Messung,

· CO2-Konzentrationen in den Räumen mit entsprechend installierter Messung und

Vorstehende Vereinbarung zulässiger CO2-Konzentration in der Raumluft von Büro, Schul- oder Versammlungsräumen, ist nur mit Lüftungstechnik möglich.

· weiteren betriebstechnischen Daten und Betriebszuständen, die zur Interpretation der Energieverbräuche und der Qualität des Raumklimas erforderlich sind. 

Der Schutz der Datenbank wird durch Passwörter gewährleistet, zudem stellt der AN die zeitnahe und fortlaufende Spiegelung eingehender Daten auf einer separaten Festplatte sicher. Änderungen der Daten in der Datenbank dürfen nur bei gemeinsamer, direkt nacheinander durchzuführender Eingabe der Passwörter des AG und des AN möglich sein. Es ist sicherzustellen, dass alle Datenzugriffe nichtlöschbar erfasst und dokumentiert werden (Name, Uhrzeit, Änderungen). 

A10 - 7
Schulungen und Know-how-Transfer

Der AN weist die Mitarbeiter des AG einmalig ab Übernahme der Betriebsführung der Neuanlagen in die Nutzung der Datenbank und die nutzerseitige Bedienung der Regelungen ein und übergibt an den AG entsprechende schriftliche Unterlagen.
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_1277656277.unknown

_1288681642.unknown

_1351682192.xls
Tab_ 7_InvestK_100%

		Schlüsselung der Investitionskosten (Netto und Brutto) nach Bauteilen und Kostengruppen

		Name des Bieters:		…..

		Es sind nur die Netto-Investitionskosten (100%) in die gelb markierten Zellen einzutragen. Die Berechnung der Bruttokosten und Summen erfolgt automatisch!

		Mehrwertsteuersatz		Investitionskosten (100%) in Euro

		19.00%

		Gewerk


   Bauteil		Abwasser-, Wasser-, Gasanlagen				Wärme-Versorgungsanlagen				Lufttechnische 
Anlagen				Laboreinrichtungen,
lufttechnische
Anlagen				Beleuchtungsanlagen				Gebäudeautomation				Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen				Baunebenkosten 
(inkl. Planungsleistungen)				Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		410				420				430 A				430 B				445				480				490				700

		Kosten		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.		ohne MWSt.		mit MWSt.

		Bauteil 1		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Bauteil 2		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Tab 1: Schlüsselung der Investitionskosten (Netto und Brutto) nach Bauteilen und Kostengruppen entsprechend den Funktionalausschreibungen
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_1339934985.xls
Tab_1_Grundverg_BT_A

		Grundvergütung  [Gebäude]

		Name des Contractors:

		Die Grundvergütungen sind in die gelb markierten Zellen einzutragen.

				Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum xy, z.B. 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)

		Gewerk


   Grundvergütungsart		Wärme-
versorgungs-
anlagen		Lufttechnische 
Anlagen		Laboreinrichtungen,
Lufttechnische
Anlagen		Beleuchtungs-
anlagen		Gebäude-
automation		Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen		Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		420		430 A		430 B		445		480		490

		Kosten		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.

		Grundvergütung  A
(Betrieb und Wartung
von Altanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  B
(Betrieb der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  E
(Instandsetzung mit Ersatzin-vestitionen der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  I
(Kapitaldienst für Investitionen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00
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Tab_2_Grundverg_BT_B

		Grundvergütung   Bauteil B

		Name des Bieters:

		Die Grundvergütungen sind in die gelb markierten Zellen einzutragen.

				Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)

		Gewerk


   Grundvergütungsart		Wärme-
versorgungs-
anlagen		Lufttechnische 
Anlagen		Laboreinrichtungen,
Lufttechnische
Anlagen		Beleuchtungs-
anlagen		Gebäude-
automation		Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen		Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		420		430 A		430 B		445		480		490

		Kosten		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.

		Grundvergütung  A
(Betrieb und Wartung
von Altanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  B
(Betrieb der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  E
(Instandsetzung mit Ersatzin-vestitionen der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Tab. 2:  Grundvergütung (ohne MWSt.) gem. § 10 - 1 Werkvertrag zum Erfolgscontracting für Bauteil B
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Tab_3_Grundverg_BT_C

		Grundvergütung   Bauteil C

		Name des Bieters:

		Die Grundvergütungen sind in die gelb markierten Zellen einzutragen.

				Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)

		Gewerk


   Grundvergütungsart		Wärme-
versorgungs-
anlagen		Lufttechnische 
Anlagen		Laboreinrichtungen,
Lufttechnische
Anlagen		Beleuchtungs-
anlagen		Gebäude-
automation		Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen		Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		420		430 A		430 B		445		480		490

		Kosten		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.

		Grundvergütung  A
(Betrieb und Wartung
von Altanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  B
(Betrieb der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  E
(Instandsetzung mit Ersatzin-vestitionen der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Tab. 3:  Grundvergütung (ohne MWSt.) gem. § 10 - 1 Werkvertrag zum Erfolgscontracting für Bauteil C
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Tab_4_Grundverg_BT_D

		Grundvergütung   Bauteil D

		Name des Bieters:

		Die Grundvergütungen sind in die gelb markierten Zellen einzutragen.

				Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)

		Gewerk


   Grundvergütungsart		Wärme-
versorgungs-
anlagen		Lufttechnische 
Anlagen		Laboreinrichtungen,
Lufttechnische
Anlagen		Beleuchtungs-
anlagen		Gebäude-
automation		Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen		Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		420		430 A		430 B		445		480		490

		Kosten		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.

		Grundvergütung  A
(Betrieb und Wartung
von Altanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  B
(Betrieb der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  E
(Instandsetzung mit Ersatzin-vestitionen der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Tab. 4:  Grundvergütung (ohne MWSt.) gem. § 10 - 1 Werkvertrag zum Erfolgscontracting für Bauteil D
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Tab_5_Grundverg_BT_E

		Grundvergütung   Bauteil E

		Name des Bieters:

		Die Grundvergütungen sind in die gelb markierten Zellen einzutragen.

				Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)

		Gewerk


   Grundvergütungsart		Wärme-
versorgungs-
anlagen		Lufttechnische 
Anlagen		Laboreinrichtungen,
Lufttechnische
Anlagen		Beleuchtungs-
anlagen		Gebäude-
automation		Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen		Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		420		430 A		430 B		445		480		490

		Kosten		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.

		Grundvergütung  A
(Betrieb und Wartung
von Altanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  B
(Betrieb der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  E
(Instandsetzung mit Ersatzin-vestitionen der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Tab. 5:  Grundvergütung (ohne MWSt.) gem. § 10 - 1 Werkvertrag zum Erfolgscontracting für Bauteil E
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Tab_6_Grundverg_Insgesamt

		Grundvergütung  gesamt (Summe BT A + BT B + BT C + BT D + BT E )

		Die Grundvergütungen sind in die gelb markierten Zellen einzutragen.

				Jährliche Grundvergütung in € (für den Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des Folgejahres)

		Gewerk


   Grundvergütungsart		Wärme-
versorgungs-
anlagen		Lufttechnische 
Anlagen		Laboreinrichtungen,
Lufttechnische
Anlagen		Beleuchtungs-
anlagen		Gebäude-
automation		Sonstige Maßnahmen für technische Anlagen		Summen

		Kostengruppe
nach DIN 276		420		430 A		430 B		445		480		490

		Kosten		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.		ohne MWSt.

		Grundvergütung  A
(Betrieb und Wartung
von Altanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  B
(Betrieb der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Grundvergütung  E
(Instandsetzung mit Ersatzin-vestitionen der Neuanlagen)		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Summen:		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00		0.00

		Tab. 6 :  Grundvergütung gesamt (ohne MWSt.) gem. § 10 - 1 Werkvertrag zum Erfolgscontracting für alle Bauteile
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